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Nachdruck vom 21. 2. 1992 

Regierungsvorlage 

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU
BLIK ÖSTERREICH UND DER REPU
BLIK ZYPERN ÜBER SOZIALE SICHER-

HEIT 

Die Republik Österreich 
und 

die Republik Zypern 

in dem Wunsche, die gegenseitigen Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten auf dem Gebiet der 
Sozialen Sicherheit zu regeln, 

haben folgendes vereinbart: 

ABSCHNITf I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

(1)  In diesem Abkommen bedeuten die Aus
drücke 

1 .  "Rechtsvorschriften" 
die Gesetze, Verordnungen und Satzungen, 
die sich auf die im Artikel 2 Absatz 1 
bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit 
beziehen; 

2. "Gebiet" 
in bezug auf Österreich 

dessen Bundesgebiet, 
in bezug auf Zypern 

die Insel Zypern; 
3. "Staatsangehöriger" 

in bezug auf Österreich 
einen österreichischen Staatsbürger, 

in bezug auf Zypern 
einen Staatsbürger der Republik Zypern; 

4. "zuständige Behörde" 
in bezug auf Österreich 

den Bundesminister, der mit der Anwen
dung der im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 1 
bezeichneten Rechtsvorschriften betraut ist, 

in bezug auf Zypern 
den Minister für Arbeit und Sozialversiche
rung; 

5. "Träger" 
in bezug auf Österreich 

die Einrichtung oder Behörde, der die 
Durchführung der im Artikel 2 Absatz 1 
Ziffer 1 bezeichneten Rechtsvorschriften 
oder eines Teiles davon obliegt, 

in bezug auf Zypern 
das Amt für Sozialversicherungsdienste; 

6. "zuständigerTräger" 
den nach den jeweils anzuwendenden Rechts
vorschriften zuständigen Träger; 

7. "Versicherungszeit" 
eine Beitragszeit oder gleichgestellte Zeit, die 
in bezug auf die in Betracht kommende 
Leistung nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates als solche bestimmt oder 
anerkannt ist; 

8. "Geldleistung" oder "Pension" 
eine Geldleistung oder Pension einschließlich 
aller ihrer Teile aus öffentlichen Mitteln, aller 
Zuschläge, Anpassungsbeträge und Zulagen 
sowie Kapitalabfindungen und Zahlungen, die 
als Beitragserstattungen geleistet werden. 

(2) In diesem Abkommen haben andere Aus
drücke die Bedeutung, die ihnen nach den 
anzuwenderiden Rechtsvorschriften zukommt. 

Artikel 2 

(1)  Dieses Abkommen bezieht sich 
1. in bezug auf Österreich auf die Rechtsvor

schriften über 
a) die Krankenversicherung, 
b) die Unfallversicherung, 
c) die Pensionsversicherung mit Ausnahme 

der Sonderversicherung für das Notariat, 
d) das Arbeitslosengeld; 

2. in bezug auf Zypern auf die Sozialversiche
rungsgesetze 1980 bis 1990 betreffend 
a) dasWochengeld, 
b) das Krankengeld, 
c) die Leistungen bei Arbeitsunfällen und 

Berufskrankheiten, 
d) die Alterspension, 
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2 375 der Beilagen 

e) die Invaliditätspensiorl, 
f) die Witwen(Witwer)pension, 
g) die Waisenleistung, 
h) das Arbeitslosengeld. 

(2) Dieses Abkommen bezieht sich auch auf alle 
Rechtsvorschriften, die die im Absatz 1 bezeichne
ten Rechtsvorschriften aufheben, ersetzen, ändern, 
ergänzen oder zusarp.menfassen. 

(3) Dieses Abkommen berührt nicht andere 
Übereinkommen über Soziale Sicherheit eines 
Vertragsstaates mit dritten Staaten oder Rechtsvor
schriften, die zu deren Ausführung dienen, soweit 
solche Übereinkommen oder Rechtsvorschriften 
nicht Versicherungslastregelungen enthalten. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt 
a) für Personen, für die die Rechtsvorschriften 

eines oder beider Vertragsstaaten gelten oder 
. galten; 

b) für andere Personen, soweit diese ihre Rechte 
von den im Buchstaben a bezeichneten 
Personen ableiten. 

(1 )  Soweit dieses Abkommen nichts anderes 
bestimmt, stehen die Staatsangehörigen eines 
Vertragsstaates bei Anwendung der Rechtsvor
schriften des anderen Vertragsstaates den Staatsan
gehörigen dieses Vertragsstaates gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates sind Staatsangehörigen ,des anderen 
Vertragsstaates, die sich außerhalb des Gebietes der 
beiden Vertragsstaaten gewöhnlich aufhalten, unter 
denselben Voraussetzungen und in demselben 
Umfang zu erbringen wie Staatsangehörigen des 
ersten Vertragsstaates, die sich außerhalb des 
Gebietes der Vertragsstaaten gewöhnlich aufhalten. 

(3) Absatz 1 berührt nicht die österreichischen 
Rechtsvorschriften betreffend 

a) die Mitwirkung der Versicherten und der 
Dienstgeber in den Organen der Träger und 
der Verbände sowie in der Rechtsprechung in 
der Sozialen Sicherheit; 

b) Versicherungslastregelungen in Übereinkünf
ten mit dritten Staaten; 

c) die Versicherung der bei einer amtlichen 
österreich ischen Vertretung in einem Dritt
staat oder bei Mitgliedern einer solchen 
Vertretung beschäftigten Personen. 

(4) Absatz 1 gilt hinsichtlich der österreichischen 
Rechtsvorschriften über die Berücksichtigung von 
Kriegsdienstzeiten und diesen gleichgestellten Zei
ten nur für zypriotische Staatsangehörige, die 
unmittelbar vor dem 13. März 1 938 die österreichi
sche Staatsangehörigkeit besaßen. 

Artikel 5 

(1)  Soweit dieses Abkommen nichts anderes 
bestimmt, sind Pensionen und andere Geldleistun
gen mit Ausnahme des Arbeitslosengeldes, die nach 
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates gebüh
ren, Staatsangehörigen der beiden Vertragsstaaten 
sowie anderen Personen, soweit diese ihre Rechte 
von einem Staatsangehörigen ableiten, auch bei 
Aufenthalt des Berechtigten im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates zu zahlen. 

(2) Absatz 1 bezieht sich nicht auf die Ausgleichs
zulage nach den österreichischen Rechtsvorschrif
ten. 

ABSCHNIIT 11 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE 
ANZUWENDENDEN 

RECHTSVORSCHRIFTEN 

Artikel 6 

Die Versicherungspflicht einer erwerbstätigen 
Person richtet sich, soweit die Artikel 7 bis 9. nichts 
anderes bestimmen, nach den Rechtsvorschriften 
des Vertragsstaates, in dessen Gebiet die Erwerbstä-
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sich der Wohnort des Erwerbstätigen oder der Sitz 
des Dienstgebers im Gebiet des anderen Vertrags-
staates befindet. 

Artikel 7 

(l)Wird ein Versicherter von einem Dienstgeber, 
der seinen Wohnort oder seinen Sitz im Gebiet eines 
Vertragsstaateshat, aus dem Gebiet dieses Vertrags
staates vorübergehend in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaates entsendet, so gelten während der 
ersten 24 Kalendermonate der Beschäftigung im 
Gebiet des' zweiten Vertragsstaates die Rechtsvor
schriften des ersten Vertragsstaates. 

(2) Wird ein Dienstnehmer eines Luftfahrtunter
nehmens mit dem.5itz im Gebiet eines Vertragsstaa
tes aus dessen Gebiet in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaates entsendet, so gelten die. Rechtsvor
schriften des ersten Vertragsstaates. 

(3) Für die Besatzung eines Seeschiffes gelten die
Rechtsvorschriften des Vettragsstaates, dessen 
Flagge das Schiff führt. 

Artikel 8 

Wird eine Person im öffentlichen Dienst eines 
Vertragsstaates oder im Dienst einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft dieses Ver
ttagsstaates im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
beschäftigt, so gelten· hinsichtlich dieser Beschäfti
gung die Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaates 
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nur, wenn sie dessen Staatsangehöriger ist oder sich 
in dessen Gebiet gewöhnlich aufhält. Im letzteren 
Fall kann sie aber innerhalb von drei Monaten nach 
Beginn ihrer Beschäftigung wählen, daß für sie nur 
die Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaates 
gelten, wenn sie dessen Staatsangehöriger ist. 

Artikel 9 

(1) Die zuständigen Behörden der beiden 
Vertragsstaaten können einvernehmlich Ausnah
men von den Artikeln 6 bis 8 im Interesse der 
betroffenen Personen vorsehen. 

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 ist von einem 
Antrag des Dienstnehmers und seines Dienstgebers 
abhängig. 

(3) Gelten für eine Person nach Absatz 1 und 
nach den Artikeln 7 und 8 die Rechtsvorschriften 
des einen Vertrags staates, obwohl sie die Erwerbstä
tigkeit im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
ausübt, so sind die Rechtsvorschriften so anzuwen
den, als ob sie diese Erwerbstätigkeit im Gebiet des 
ersten Vertragsstaates ausüben würde. 

ABSCHNITT III 

BESONDERE BESTIMMUNGEN 

Kapitell 

Besondere Bestimmungen betreffend die 
Feststellung von Versicherungszeiten 

Artikel 10 

(1)  Für die Feststellung einer Versicherungszeit 
für einen Anspruch auf eine nach den im Artikel 2 
Absatz 1 Ziffer 2 bezeichneten Rechtsvorschriften 
vorgesehene Leistung wird eine Person so behan
delt, als hätte sie für jeden Tag einer nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften zurückgelegten 
Versicherung versicherte Einkünfte nach den 
zypriotischen Rechtsvorschriften in der Höhe von 
einem Sechstel des wöchentlichen Grundbetrages 
der versicherten Einkünfte, wobei ein Versiche
rungsmonat nach den österreichischen Rechtsvor
schriften 26 Tagen entspricht. 

(2) Für die Feststellung einer Versicherungszeit 
für einen Anspruch auf eine nach den im Artikel 2 
Absatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Rechtsvorschriften 
vorgesehene Leistung 

a) entspricht eine vor dem 6. Oktober 1980 nach 
den zypriotischen Rechtsvorschriften zurück
gelegte Versicherungswoche als eine Versi
cherungszeit von sechs Tagen nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften ; 

b) sind die versicherten Einkünfte für eine nach 
dem 5. Oktober 1 980 nach den zypriotischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegte Versiche
rungszeit durch den wöchentlichen Grundbe-

trag der versicherten Einkünfte des betreffen
den Beitragsjahres zu teilen. Die so errechnete 
Zahl gilt bis zur Höchstzahl von Wochen, 
während der für die Person diese Rechtsv.or
schriften in diesem Jahr galten, als die nach 
diesen Rechtsvorschriften zurückgelegte An
zahl von Wochen an Versicherungszeit. Jede 
solche Woche gilt als sechs Versicherungstage 
nach den österreichischen Rechtsvorschriften; 

c) entsprechen 26 Versicherungstage nach den 
zypriotischen Rechtsvorschriften einem Ver-

o sicherungsmonat nach den österreichischen 
Rechtsvorschriften, wobei Resttage als ein 
ganzer Monat gelten. 

(3) Können die Zeiträume, in denen bestimmte 
Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates zurückgelegt wurden, nicht 
genau ermittelt werden, so ist anzunehmen, daß 
diese Zeiten sich nicht mit nach den Rechtsvor
schriften des anderen Vertragsstaates zurückgeleg
ten Versicherungszeiten decken. 

Kapitel 2 

Krankheit und Mutterschaft 

Artikel 11 
(1) Hat eine Person nach ihrer letzten Einreise in 

das Gebiet eines Vertragsstaates eine Versiche
rungszeit nach den Rechtsvorschriften dieses 
Vertragsstaates zurückgelegt, so gilt für einen 
Anspruch auf Leistungen bei Krankheit oder 
Mutterschaft nach den Rechtsvorschriften dieses 
Vertragsstaates eine nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaates zurückgelegte Versi
cherungszeit als eine nach den Rechtsvorschriften 
des ersten Vertragsstaates zurückgelegte Versiche
rungszeit. 

(2) Hätte eine Person mit oder ohne Anwendung 
dieses Abkommens Anspruch auf Geldleistungen bei 
Krankheit nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten für denselben Zeitraum einer 
Arbeitsunfähigkeit, so erhält sie Geldleistungen bei 
Krankheit nur nach den Rechtsvorschriften des 
Vertragsstaates, nach denen sie zuletzt versichert 
war. 

(3) Hätte eine Frau mit oder ohne Anwendung 
dieses Abkommens Anspruch auf Wochengeld nach 
den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten hin� 
sichtlich derselben Entbindung für denselben 
Zeitraum, so erhält sie Wochengeld nur nach den 
Rechtsvorschriften des Vertrags staates, nach denen 
sie zuletzt versichert war. 

Kapitel 3 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Artikel 12 
(1)  Ist eine Person im Gebiet von Österreich 

beschäftigt und unterliegt sie nach den Artikeln 7 bis 

2 
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9 den zypriotischen Rechtsvorschriften, wird sie 
nach diesen Rechtsvorschriften hinsichtlich eines 
Anspruches auf eine Leistung für einen während 
dieser Beschäftigung erlittenen Arbeitsunfall oder 
eine während dieser Beschäftigung zugezogenen 
Berufskrankheit so behandelt, als wäre dieser 
Arbeitsunfall oder diese Berufskrankheit im Gebiet 
Zyperns eingetreten. 

(2) Erleidet eine Person, die den zypriotischen 
Rechtsvorschriften unterliegt, einen Unfall, nach
dem sie das Gebiet eines Vertragsstaates verlassen 
hat, um sich während ihrer Beschäftigung in das 
Gebiet des anderen Vertragsstaates zu begeben, 
bevor sie in diesem Gebiet eintrifft, wird für einen 
Anspruch auf eine Leistung aus diesem Unfall 

a) der Unfall so behandelt, als wäre er im Gebiet 
Zyperns eingetreten, und 

b) ihre Abwesenheit vom Gebiet Zyperns für die 
Feststellung, ob ihre Beschäftigung eine 
Beschäftigung als Dienstnehmer nach diesen 
Rechtsvorschriften war, außer Betracht gelas
sen. 

Artikel 13 

Erleidet. eine Person eme Berufskrankheit, 
nachdem. sie im. Gebiet beider Vertragsstaaten 
Beschäftigungen ausgeübt hat, die ihrer Art nach 
geeignet waren, nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten diese Krankheit zu verursachen, so 
sind nur die Rechtsvorschriften des Vertragsstaates 
anzuwenden, in dessen Gebiet eine solche Beschäfti
gung zuletzt ausgeübt wurde, bevor die Krankheit 
festgestellt wurde; hiebei ist, falls erforderlich, jede 
derartige Beschäftigung im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates zu berücksichtigen. 

Artikel 14 

(1) Eine Person, die wegen eines Arbeitsunfalles 
oder einer Berufskrankheit Anspruch auf Sachlei
stungen nach den Rechtsvorschriften eines Ver
tragsstaates hat, erhält bei Aufenthalt im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates zu Lasten des zuständigen 
Trägers Sachleistungen mit Ausnahme der Berufs
fürsorge vom Träger ihres Aufenthaltsortes nach 
den für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind die 
Sachleistungen zu gewähren 
in Österreich 

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten 
in Betracht kommenden Gebietskrankenkasse 
oder einem Träger der Unfallversicherung, 

in Zypern 
von den Krankenanstalten und Einrichtungen der 
Regierung. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 hängt die Gewährung 
von Körperersatzstücken, größeren Hilfsmitteln 
und anderen Sachleistungen von erheblicher Bedeu-

tung davon ab, daß der zuständige Träger hiezu 
seine Zustimmung gibt, es sei denn, daß die 
Gewährung der Leistung nicht aufgeschoben 
werden kann, ohne das Leben oder die Gesundheit 
des Betreffenden ernsthaft zu gefährden. 

Artikel 15 

(1)  Der zuständige Träger hat dem Träger des 
Aufenthaltsortes die in den Fällen des Artikels 1 4  
aufgewendeten Beträge mit Ausnahme der Verwal
tungskosten zu erstatten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf 
Vorschlag der beteiligten Träger zur verwaltungs
mäßigen Vereinfachung vereinbaren, daß für alle 
Fälle oder für bestimmte Gruppen von Fällen 
anstelle von Einzelabrechnungen Pauschalzahlun
gen treten. 

Kapitel 4 

Alter, Invalidität und Tod (Pensionen) 

Artikel 16 

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften 
beideiVeriiagsstaateri·Veisicherungszeiten envor"- .. 
ben, so sind diese, falls nichts anderes bestimmt 
wird, für den Erwerb eines Leistungsanspruches 
zusammenzurechnen, soweit sie nicht auf dieselbe 
Zeit entfallen. 

(2) Erreichen die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates für die Berechnung der 
Leistung zu berücksichtigenden Versicherungszei
ten insgesamt nicht zwölf Monate oder 52 Wochen, 
so ist nach diesen Rechtsvorschriften keine Leistung 
zu gewähren; in diesem Fall hat der Träger des 
anderen Vertragsstaates diese Versicherungszeiten 
für den Erwerb des Leistungsanspruches sowie fÜr 
die Feststellung des Betrages der Leistung zu 
berücksichtigen, als wären diese Versicherungszei
ten nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor
schriften zurückgelegt. ·  Dies gilt nicht, wenn der 
Anspruch auf diese Leistung nach den Rechtsvor
schriften des ersten Vertragsstaates ausschließlich 
auf Grund der nach diesen Rechtsvorschriften 
zurückgelegten Versicherungszeiten erworben 
wurde. 

Teilt 

Leistungen nach den österreichischen 
Rechtsvorschriften 

Artikel 17 

Beanspruchen eine Person, die nach den Rechts
vorschriften beider Vertragsstaaten Versicherungs
zeiten erworben hat, oder ihre Hinterbliebenen 
Leistungen, so hat der zuständige österreichische 
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Träger die Leistungen auf folgende .Weise festzu
stellen: 

a) Der Träger hat nach den österreich ischen 
Rechtsvorschriften festzustellen, ob die be
treffende Person unter Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten nach Artikel 1 6  An
spruch auf die Leistung hat. 

b) Besteht ein Anspruch auf eine Leistung, so hat 
der Träger zunächst den theoretischen Betrag 
der Leistung zu berechnen, die zustehen 
würde, wenn alle nach den Rechtsvorschriften 
der bei den Vertragsstaaten zurückgelegten 
Versicnerungszeiten ausschließlich nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften zurück
gelegt worden wären. Ist der Betrag der 
Leistung von der Versicherungsdauer unab
hängig, so gilt dieser Betrag als theoretischer 
Betrag. 

c) Sodann hat der Träger die geschuldete 
Teilleistung auf der Grundlage des nach 
Buchstaben b errechneten Betrages nach dem 
Verhältnis zu berechnen, das zwischen der 
Dauer der nach den österreichischen Rechts
vorschriften zu berücksichtigenden Versiche
rungszeiten und der Gesamtdauer der nach 
den Rechtsvorschriften bei der Vertragsstaa
ten zu berücksichtigenden Versicherungszei
ten besteht. 

Artikel 1 8  

Der zuständige österreichische Träger hat die 
Artikel 16 und 1 7  nach folgenden Regeln anzuwen
den : 

1 .  Für die Feststellung des leistungszuständigen 
Trägers sind ausschließlich österreichische 
Versicherungszeiten zu berücksichtigen. 

2.  Die Artikel 1 6  und 17 gelten nicht für die 
Anspruchsvoraussetzungen und für die Lei
stung des Bergmannstreuegeldes aus der 
knappschaftlichen Pensionsversicherung. 

3.  Bei der Durchführung des Artikels 1 7  gilt 
folgendes : 
a) Die Bemessungsgrundlage ist nut aus den 

österreichischen Versicherungszeiten zu 
bilden. 

b) Beiträge zur Höherversicherung, der 
knappschaftliehe Leistungszuschlag, der 
Hilfiosenzuschuß und die Ausgleichszu
lage haben außer Ansatz zu bleiben. 

4. Bei der Durchführung des Artikels 17 Buch
staben b und c sind nach den Rechtsvor
schriften beider Vertragsstaaten sich dek
kende Versicherungszeiten so zu berücksich
tigen, als würden sie sich nicht zeitlich 
decken. 

5. Übersteigt bei der Durchführung des Arti
kels 1 7  Buchstabe c die Gesamtdauer der 
nach den Rechtsvorschriften bei der Vertrags
staaten zu berücksichtigenden Versiche
rungszeiten das nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften für die Bemessung des 
Steigerungsbetrages festgelegte Höchstaus
maß, so ist die geschuldete Teilpension nach 
dem Verhältnis zu berechnen, das zwischen 
der Dauer der nach den österreichischen 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 
Versicherungszeiten und dem erwähnten 
Höchstausmaß von Versicherungsmonaten 
besteht. 

6. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses 
gilt Artikel 1 7  Buchstaben b und Cj Ziffer 1 1  
ist entsprechend anzuwenden. 

7. Der nach Artikel 17 Buchstabe c errechnete 
Betrag erhöht sich allenfalls um Steigerungs
beträge für Beiträge zur Höherversicherung, 
den knappschaftlichen Leistungszuschlag, 
den Hilflosenzuschuß und die Ausgleichszu
lage. 

8. Hängt die Gewährung von Leistungen der 
knappschaftlichen Pensionsversicherung da
von ab, daß wesentlich bergmännische 
Tätigkeiten im Sinne der österreichischen 
Rechtsvorschriften in bestimmten Betrieben 
zurückgelegt sind, so sind von den zyprioti
schen Versicherungszeiten nur jene zu 
berücksichtigen, denen eine Beschäftigung in 
einem gleichartigen Betrieb mit einer gleich
artigen Tätigkeit zugrunde liegt. 

9. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß der 
österreichischen Teilleistungj Ziffer 1 1  ist 
entsprechend anzuwenden. 

10. a) Besteht nach den österreichischen 
Rechtsvorschriften auch ohne Berück
sichtigung des Artikels 1 6  ein Anspruch 
auf Leistung, so hat der zuständige 
Träger die allein auf Grund der nach den 
von ihm anzuwendenden Rechtsvor
schriften zu berücksichtigenden Versi
cherungszeiten gebührende Leistung zu 
gewähren, solange ein entsprechender 
Leistungsanspruch nach den zyprioti
schen Rechtsvorschriften nicht besteht. 

b) Eine nach Buchstabe a festgestellte Lei
stung ist nach Artikel 1 7  festzustellen, 
wenn ein entsprechender Leistungsan
spruch nach den zypriotischen Rechts
vorschriften entsteht. Die Neufeststellung 
erfolgt mit Wirkung vom Tag des 
Beginnes der Leistung nach den zyprioti
schen Rechtsvorschriften. Die Rechts
kraft früherer Entscheidungen steht der 
Neufeststellung nicht entgegen. 

1 1 . Hat eine Person nach den österreichischen 
Rechtsvorschriften auch ohne Berücksichti
gung des Artikels 16  Anspruch auf Leistung 
und wäre diese höher als die Summe der nach 
Artikel 1 7  Buchstabe c errechneten österrei
chischen Leistung und der entsprechenden 
zypriotischen Leistung, so hat der zuständige 
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Träger seine so berechnete Leistung, erhöht 
um den Unterschiedsbetrag zwischen dieser 
Summe Und der Leistung, die nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften allein 
zustünde, als Teilleistung zu gewähren. 

12. Gebührt einer Frau anstelle einer Witwen
pension nach den zypriotisc,hen Rechtsvor
schriften eine A1tetspension oder eine Ruhe
standspension nach diesen Rechtsvorschrif
ten, sind bei Feststellung einerWitwenperi
sion nach den österreichischen Rechtsvor
schriften Artikel 17 sowie die Ziffern 10 und 
11 so anzuwenden, als ob nach den 
zypriotischen Rechtsvorschriften Anspruch 
auf eine Witwenpension bestünde. 

Teil 2 

Leistungen nach den zypriotischen . 
Rechtsvorschriften 

Artikel 19 

(1) Hat eirie Person Anspruch auf Pension allein 
auf Grund der nach den zypriotischen Rechtsvor
schriften zurückgelegten Versicherungszeiten, so ist 
diese Pension zu gewähren und Artikel16 nicht 
anzuwenden. 

(2) a) Hat elOe Person keinen Anspruch auf 
Leistung auf Grund der nach den 
zypriotischen Rechtsvorschriften zurück
gelegten Versicherungszeiten, aber An
spruch auf diese Leistung unter Zusam
menrechnung der nach den Rechtsvor
schriften bei der Vertragsstaaten zurück
gelegten Veisicherungszeiten nach Arti
kel16, so hat der zuständige zypriotische 
Träger den Betrag der Ergänzungslei
stung nach den zypriotischen Rechtsvor
schriften ausschließlich auf Grund der 
nach den zypriotischen Rechtsvorschrif
ten ZUrückgelegten Versicherungszeiten 
zu berechnen. . 

b) Der Betrag der nach dem Abkommen in 
diesem Fall gebührenden Grundleistung 
ist wie folgt festzustellen: 
i) Der zuständige zypriotische Träger 

hat zunächst den theoretischen Betrag 
der Leistung zu berechnen, die zuste
hen würde, wenn alle nach den 
Rechtsvorschriften der bei den Ver
tragsstaaten zurückgelegten und nach 
Artikel 16 zusammengerechneten Ver
sicherungszeiten ausschließlich nach 
den zypriotischen Rechtsvorschriften 
zurückgelegt worden wären. . 

ii) Sodann hat der Träger den so 
errechneten theoretischen Betrag der 
Leistung im Verhältnis zu teilen, das 
zwischen der Dauer der nach den 
zypriotischen Rechtsvorschriften zu-

rückgelegten Versicherungszeiten und 
der Gesamtd:mer dieser Versiche
rungszeiten und der nach den österrei
chischen Rechtsvorschriften zurückge
legten Versicherungszeiten besteht 

(3) Beansprucht eine Person eine Alterspension 
nach den zypriotischen Rechtsvorschriften, hat der 
zuständige zypriotische Träger bei Anwendung des 
Absatzes 2 gegebenenfalls die von ihrem Ehegatten 
nach den Rechtsvorschriften der beiden Vertrags
staaten zurückgelegten Versicherungs zeiten zu 
berücksichtigen. 

(4) Bei Anwendung der zypriotischen Rechtsvor
schriften betreffend das Pensionsalter der Bergleute 
hat der zuständige zypriotische Träger die nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften in einer Be
schäftigung zurückgelegten Versicherungszeiten, 
die nach den zypriotischen Rechtsvorschriften als 
eine bergmännische Beschäftigung gelten würde, zu 
berücksichtigen. 

(5) Bei Anwendung der Absätze 2 bis 4 hat der 
zuständige zypriotische Träger nur die nach dem 
€>. Jänner 1957 nach den österreichischen . Rechts
vorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten 
und nur in dem Ausmaß zu berücksichtigen, als 
diese Versicherungszeiten für den Anspruch auf 

..... G�lstung erfordeilich sind. 
. . .  . 

Kapitel 5 

Arbeitslosigkeit 

Artikel 20 

(1) Hat eine Person nach ihrer letzten Einreise in 
das Gebiet eines Vertragsstaates eine arbeitslosen
versicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt, so 
gelten für den Anspruch auf Geldleistungen bei 
Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften dieses 
Vertragsstaates die nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaates zurückgelegten . Beitrags
zeiten als nach den Rechtsvorschriften des ersten 
Vertragsstaates zurückgelegte Beitragszeiten. 

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 setzt in bezug 
auf die österreichischen Rechtsvorschriften voraus, 
daß der Dienstnehmer in den letzten zwölf 
Monaten vor Geltendmachung des Anspruches 
insgesamt mindestens vier Wochen arbeitslosenver
sich<::fungspflichtig beschäftigt war, es sei denn, daß 
die Beschäftigung ohne Verschulden des Dienstneh-
mers geendet hat. 

. 

(3) Macht eine Person auf Grund des Absatzes 1 
einen Anspruch auf Geldleistungen bei Arbeitslosig
keit nach den zypriotischen Rechtsvorschriften 
geltend, so ist jede Zeit, während der sie eine 
Leistung nach den österreichischen Rechtsvorschrif
ten erhalten hat, so zu behandeln, als ob sie während 
dieser Zeit eine Geldleistung bei Arbeitslosigkeit 
nach den zypriotischen Rechtsvorschriften erhalten 
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hätte, soweit diese Zeit innerhalb der letzten zwölf 
Monate vor dem ersten Tag liegt, für den eine 
Geldleistung bei Arbeitslosigkeit nach den zyprioti
schen Rechtsvorschriften gebührt. 

ABSCHNITT IV 

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Artikel 21 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa
ten haben die zur Durchführung dieses Abkommens 
notwendigen Verwaltungsmaßnahmen in einer 
Vereinbarung zu regeln. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa
ten haben einander zu unterrichten 

a) über alle zur Anwendung dieses Abkommens 
getroffenen Maßnahmen, 

b) über alle die Anwendung dieses Abkommens 
berührenden Änderungen ihrer Rechtsvor
schriften. 

(3) Für die Anwendung dieses Abkommens haben 
die Behörden und Träger der Vertragsstaaten 
einander zu unterstützen und wie bei der 
Anwendung ihrer eigenen Rechtsvorschriften zu 
handeln. Diese Amtshilfe ist kostenlos. 

(4) Die Behörden und Träger eines Vertragsstaa
tes dürfen die bei ihnen eingereichten Anträge und 
sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen, 
weil sie in einer Amtssprache des anderen 
Vertragsstaates abgefaßt sind. 

(5) Die Behörden und Träger können zwecks 
Anwendung dieses Abkommens miteinander sowie 
mit den beteiligten Personen oder deren Beauftrag
ten unmittelbar in Verbindung treten. 

(6) Ärztliche Untersuchungen, die in Durchfüh
rung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
vorgenommen werden und Personen betreffen, die 
sich im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
aufhalten, sind auf Ersuchen des zuständigen 
Trägers vom Träger des Aufenthaltsortes zu 
veranlassen. Die Kosten einer solchen Untersu
chung sind von diesem Träger zu tragen. 

Artikel 22 

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
haben zur Erleichterung der Durchführung dieses 
Abkommens, insbesondere zur Herstellung einer 
einfachen und raschen- Verbindung zwischen den 
beiderseits in Betracht kommenden Trägern, 
Verbindungsstellen zu errichten. 

Artikel 23 

(1 ) Jede in den Rechtsvorschriften eines Vertrags
staates vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung 
von Steuern, Stempel-, Gerichts- oder Eintragungs-

gebühren für Schriftstücke oder Urkunden, die in 
Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen 
sind, erstreckt sich auf die entsprechenden Schrift
stücke und Urkunden, die in Anwendung dieses 
Abkommens oder der Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaates vorzulegen sind. 

(2) Urkunden und Schriftstücke jeglicher Art, die 
in Anwendung dieses Abkommens vorgelegt werden 
müssen, bedürfen keiner Beglaubigung durch die 
diplomatischen oder konsularischen Behörden. 

Artikel 24 

(1) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die 
in Anwendung dieses Abkommens oder der 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates bei einer 
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen 
zuständigen Einrichtung eines Vertragsstaates ein
gereicht werden, sind als bei einer Behörde, einem 
Träger oder einer sonstigen zuständigen Einrich
tung des anderen Vertragsstaates eingereichte 
Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel anzusehen. 

(2) Ein nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates gestellter Antrag auf eine Leistung 
gilt auch als Antrag auf eine entsprechende Leistung 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags
staates, die unter Berücksichtigung dieses Abkom
mens in Betracht kommt; dies gilt nicht, wenn der 
Antragsteller ausdrücklich beantragt, daß die 
Feststellung einer nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates erworbenen LeIstung bei Alter 
aufgeschoben wird. 

(3) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die 
in Anwendung der Rechtsvorschriften eines Ver
tragsstaates innerhalb einer Frist bei einer Behörde, 
einem Träger oder einer sonstigen zuständigen 
Einrichtung dieses Vertragsstaates einzureichen 
sind, können innerhalb der gleichen Frist bei der 
entsprechenden Stelle des anderen Vertragsstaates 
eingereicht werden. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 hat die in 
Anspruch genommene Stelle diese Anträge, Erklä
rungen oder Rechtsmittel unverzüglich der entspre
chenden zuständigen Stelle des anderen Vertrags
staates zu übermitteln. 

Artikel 25 

( 1 )  Der ?:uständige Träger eines Vertragstaates 
kann Leistungen mit befreiender Wirkung in der 
Währung dieses Vertragsstaates oder in einer 
anderen frei konvertierbaren Währung erbringen. 

(2) Die in diesem Abkommen vorgesehenen 
Erstattungen haben in der Währung des Vertrags
staates zu erfolgen, in dem der Träger, der die 
Leistung gewährt hat, seinen Sitz hat. 
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(3) Überweisungen auf Grund dieses Abkommens 
werden nach Maßgabe der Vereinbarungen vorge
nommen, die auf diesem Gebiet in den bei den 
Vertragsstaaten im Zeitpunkt der Überweisung 
gelten. 

Artikel 26 

Hat ein Träger eines Vertragsstaates einen 
Vorschuß gezahlt und ist für denselben Zeitraum 
eine Nachzahlung einer entsprechenden Leistung 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags
staates zu gewähren, hat der Träger des zweiten 
Vertragsstaates den als V orschtiß gezahlten Betrag 
von dieser Nachzahlung einzubehalten und den 
einbehaltenen Betrag an den Träger des ersten 
Vertragsstaates zu überweisen. Hat der Träger eines 
Vertragsstaates für einen Zeitraum, für den der 
Träger des anderen Vertragsstaates nachträglich 
eine entsprechende Leistung zu erbringen hat, eine 
höhere als die gebührende Leistung gezahlt, so gilt 
der diese Leistung übersteigende Betrag als 
Vorschuß im Sinne des ersten Satzes. 

Artikel 27 , 

(1) Jede Streitigkeit zwischen den beiden 
Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwen
dung dieses"' Abkommens ist "zum Gegenstand 
unmittelbarer Verhandlungen zwischen den zustän
digen Behörden der beiden Vertragsstaaten zu 
machen. 

(2) Kann die Streitigkeit auf diese Art nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach Beginn der 
Verhandlungen entschieden werden, so wird sie auf 
Verlangen eines oder bei der Vertragsstaaten einer 
Schiedskommission unterbreitet, deren Zusammen
setzung durch eine Vereinbarung zwischen den 
beiden Vertragsstaaten bestimmt wird. Das anzu
wendende Verfahren wird in der gleichen Weise 
festgelegt. 

(3) Die Schiedskommission hat den Streitfall nach 
den Grundsätzen und dem Geiste dieses Abkom
mens zu entscheiden. Ihre Entscheidungen sind 
verbindlich und endgültig. 

ABSCHNITT V 
ÜBERGANGS- UND 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
Artikel 28 

( 1 )  Dieses Abkommen begründet keinen An
spruch auf Zahlung von Leistungen für die Zeit vor 
seinem Inkrafttreten. 

(2) Für die Feststellung des Anspruches auf 
Leistungen nach diesem Abkommen sind auch 
Versicherungszeiten zu berücksichtigen, die nach 
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates vor 
Inkrafttreten dieses Abkommens zurückgelegt wor
den sind. 

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Absat
zes 1 gilt dieses Abkommen auch für VersichICrungs
fälle, die vor seinem Inkrafttreten eingetreten sind, 
soweit früher festgestellte Ansprüche nicht durch 
einmalige Leistungen abgegolten worden sind. In 
diesen Fällen sind Pensionen, die erst auf Grund 
dieses Abkommens gebühren, auf Antrag des 
Berechtigten nach den Bestimmungen dieses Ab
kommens festzustellen. Wird der Antrag auf 
Feststellung innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens eingebracht, so 
sind die Leistungen vom Inkrafttreten dieses 
Abkommens an zu gewähren, sonst von dem Tag 
an, der nach den Rechtsvorschriften jedes. der 
beiden Vertragsstaaten bestimmt wird. 

Artikel 29 

Die einer Person, die aus politischen oder 
religiösen Gründen oder aus Gründen der Abstam
mung in ihren sozialversicherungsrechtlichen Ver
hältnissen einen Nachteil erlitten hat, nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften zustehenden 
Rechte werden durch dieses Abkommen nicht 
berührt. 

Artikel 30 

( 1 )  Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die 
Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich in 
Nikosia auszutauschen. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des 
dritten Monates nach Ablauf des Monates in Kraft, 
in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht 
werden. 

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es unter 
Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten schrift
lich kündigen. 

(4 ) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung 
außer Kraft, so gelten seine Bestimmungen für die 
bis dahin erworbenen Leistungsansprüche weiter; 
zur Regelung der auf Grund der Bestimmungen 
dieses Abkommens erworbenen Anwartschaften 
s ind Verhandlungen zu führen. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch
tigten beider Vertragsstaaten dieses Abkommen 
unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 5. November 1 99 1  
in zwei Urschriften in deutscher und griechischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise 
authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 
Josef Hesoun 

Für die Republik Zypern: 
Dr. Iacovos Aristidou 
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EYMBAEH 

META:::Y THE AYf.TP IAKHE l\JlMOKPATIAr. 

KAI THE KYßPIAKHE l\ßMOKPATIAE 

rrA THN KOINONIKH AE�AAEIA 

Kat 

'ExovTa<; alJocllaotoEt va puB\.ltoouv Tl<; alJOlßatE<; 0XEOEl<; 

lJETa�O TWV 600 KpaT�v OTOV TOlJEa Tn<; KOlV�VIK�<; Aocll&AEla<;, 

EUlJcllwvnoav va ouva�ouv TnV aKoAouBn EO\.lßaon: 

9 
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10  375  der Beilagen 

MEPor I 

rENIKEr AIATA3Elr 

' Apepo 1 

( 1 ) rla TOU� oKonou� Tn� napouoa� [uußaon�,  

1. "VOUOeEO(a" onualvEl, 

TOU� v6uou� ,  KavovlouOU�  Kai tl� VOUIKt� rrp&�EI� 

nou a�opouv OtOU� KAaöou� KOIVWVIK�� ao.aAEla� 

nou ava$tpouTal otnU napaypa$o (1) tOU 'Apepou 2 

2 .  "nEPtox�" onua [ vEI, 

·6oov u.opatnv AUOTP(U, 

T n V  nEPtox� Tn� , -

ooo v  a�op& T�V Kunpo, 

t n  v�oo Kunpo 

3. "noA(Tn �" onuu(VEl, 

600v u�opa tnV  AuoTPla, 

AUO t PluK6 noAltn, 

600v a�opa tnv·Kunpo, 

noA( T n  Tn � KunpluK�� AnUoKpat[a� 

4. "apu6öla apx�" Onua[vEl, 

600v a�opa TnV  AuaTP [ a, 

t OV OuoonovölaK6 Yrroupy 6 TOV unE u 8uvo Yla 

t nV E�apuOY� T n �  VOu o 8Eo(a� nou ava�E pETal 

aTnV unonapaypa�o 1 T n �  napaypa�ou ( 1 ) t OU 

'Ap8pou 2 ,  

6aov atopa Tnv Kunpo, 

tOV Ynoupy 6 Epyaa(a� Kai KOlvwVtK�V Aa�aA(aEwv 
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5. ".oP(a�" onuaivEl , 

OOOV a.opa TnV AuoT P ia, 

T nV unnpeola n TnV npxn n onota e lval apuoota 

y t a  TnV € .apuoyD oAOKAnpn �  n u€pou� T n �  vouo-

8 eo [ a� nau ava.€pe Tal OTnV unonapaypa.o 

Tn� napnypa.ou ( 1 )  T OU 'Ap8pou 2 ,  
, , K '  ooov n .opn TnV unpo , 

T O  Tunua Ynnp€Ol�V KOlvwVtK�V Ao.a�(oe wv 

6. "apuo&lo �  .oPEa�" onua(vEI , 

T O  .0PEa 0 onolo� E(val apuo& t o� va EntAn.eEl 

Tn� un68Eo n �  Yln TnV  onoln npoKE1Tnt ouu.wva 

UE TnV E.apuo�ouivn vouoe e o [ a  

7. "nep(o&o�  ao.aAIOn�" onua(vE t , 

nEPlooo e t o.opa� n t ooouvaun nEPtooo , n o nota 

oPl�ETal w� T(T Ola ano 1 n  VOuO eEOtn EVO� M(pou� , 

Kat n o noia AaußavETal uno$n Yla oKonou�  �n �  
, " napoxn� Yla 1nv on Ola npOKEITal 

8. "xpnuatlKn napoxn" n "ouvTatn" onua(vel , 

xpnuaTIKn nnpoxn n ouvTa�n nepIAa�ßavO U(vwv 

Kat OAWV TWV TunuaTWV T n �  ta onota KUT aßaAAoVTal 

ano önu60ta tauela , 6AWV TWV npooau�noewv , noo�v 

uvanpooapuoyn� , np008EtwV EnlöouaTWV Kai e$&nuE 

nAnpWu�v Kat nAnpwu�V nou y[voVTnt Yla e nloTPo$n 

EIO.OP�V. 

( 2 )  'AAAO t OPOI Ka t .paoel� nou xpn01UOn O t Oa V T al OTnV 

napoaoa Luußaon €XOUV T nV (VVOla nou anoöioEtal 0' aUTou�  

ano tnV €.apuo� 6uEvn vou08Eola. 

11 
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1 2  375 der Beilagen 

'Apepo 2 

(1) H TTapouoa EU \Jßaoll EXE 1 E$apuoyn : 

1. aoov a$op& lllV AuoTP(a, OTIl VOu08Eo(a yta 

(ß) TIlV aO$&AtOIl aTuXIl\Jalwv, 

(y) TIlV aO$aAtOIl ouvTa�Ew� ,  E�at P OUUEVIl� tll� 

aO$aAtOIl� TWV oU\JßoAatoYP&$wv, Kat 

( 0) 

2 .  aoov a$opa tllV  KUTTPO, OTl� Otat&�El� twV TTEP( 

KOIVwVtKwV Ao.aAloEwv NO\Jwv tOU 1980 EW� 1990 

01 OTTO(E� OlETTOUV Tl� aKOAou8E� TTapoxf� : 

(al ElTiöolJa , \JIlTpOTIlTa� ,  

(ß) ETT(oo\Ja a08(VEla� , 

(y) , ETTaYYEAuaTIKwv ßAaßwv, TTapOXE� 

(0) ou vTa�1l YrlpaTO� ,  

(e:) ou vlal;ll , aVIKaVOlIlTac;, 

( r; ) OUVTa�1) , XIlPElac;, 

( 11 ) ETTioo lJa oP$avia�, Kat 

( 8 ) ETTloo!Ja , aVEPYla�. 

(2 ) H TTapouoa Euußaol) E$apuar;ETal ElT101l� 0' oTTolaonTTO t E  
, , , " ' 

VOu08Eola TTOU KaTapYEl, aVTtKa81 0Ta, TPOTTOTTO t El, OUUTTAI)PWVEt 

n EVOTTOIE( lt� vou08EolE� TTOU ava$EPovlal �ll)V TTapaypa$o 

(1) TOU 'ApOpou aUlou. 

( J )  H TTapouoa EU \Jßaoll OEV ETTIlPE&r;El oTTolaonTToTE aAAIl 

oU \Jßaol1 KOlvwvlKn � AO$aAEla� TI1V o TToia oTTOIOonTTOTE MEPO �  

EXEl OUvoUoAoynoEI \JE lpho Kp& l O �  n OTTOtaOnlTOTE vouoeEola 

I) oTTola 8ETEI 0' E$aplJOyn tETola ouußaoll, EKTa� OTO uETPo 

TTOU n EV Aayw oU\Jßaol) n VOu08Eo{a TTEPIEXEl &la�6�E t �  TTOU 

0XETltovTal UE TOV ElTI\JEPloua TWV aO$aAloTIKwvßapwv. 
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'Apepo J 

(a) OE npoawna Ta owoia UTIaYOVTa l � € XOU V uwaxBE ( 

OTn vouo BEola TOU EVO� n Kat TWV OUO MEPWV, 

(6) OE aAAa w poowwa aVa$OPIKa UE  OIKalwuaTa Ta owoia 

E AKOUV wpoowwa wou ava$€POVTa l OTnV uwowapa

ypa$o (a) . 

'Apepo 4 

(1) E$oOOV OTnV wapouoa ruußao n O€V oP{�E Tal Ola$OPETIKa, 

0 1  W O A1T E �  TOU EVO� MEPOU � Ba Tuyxavouv, KaTa TnV E�apU oyn 

Tn� VOu o B E o i a� 10U aAAou MEP O U � ,  ion � U E Ta X E(P l on �  UE  1 0 U� 
w OA 1 TE� T OU TEAEuTalou M(Pou� . 

( 2 ) nap o XE� wou O�E { Aovlal OUU$wva .UE Tn VOUOeEo{a Tdu 

EVO� MEPOU�, KaTaßaAAovT ab 01 0U�  wOAiTE� 10U aAAou M€po u �  
TWV owo l wv n ouvnBn� o t a U O v n  Elval EKTO� TWV WEPIOXWV TWV 

aUU ßaAAOUEVWV MEPWV, Ka Tw awo Tl� l&l€� npoüwoBtOE1� Ka i 

OTO lOIO UETPO wou aU TE� KaTaßaAAOVTat OTOU� wOAiTE� TOU 

WPWTOU MEPOU� 01 o noio t OUvn ew� O l aUEVOUV EKTO� lWV TIEPIOXWV 

TWV OUO MEpWV. 

(a) ln OUUUETOxn TWV aO$aA1 0UEVWV Kai TWV EPYOOOTWV 

OTn OIOlKnon lWV $OP€WV Kai TWV EVWOEWV KaBw�

Kai TnV ETIIOIKaOT 1 K� Oia01KaOla 010V T OUEa l n �  
K01VWV 1 Kn� aO$aAEla� , 

13 
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1 4  375 der Beilagen 

(ß) TnU KaTauou� TWU ao.aA10T1K�V ßap�u uou aUOPPEOUV 

auo ou ußaOE 1 � UE TP l Ta Kp&Tn, 

(y) tnU ao.aAtOn upOOWUWU anaoXOAOUUEUWU OE OlUAwua

tlK� aUOOtoA� � UPO �EU1K� apxn Tn� AuotP{a� 

OE tP l Ta Kpat n n auo uEAo� tn� EU AOYW aUOOtOA�� 

n apx��· 

( 4) H uapaypa. o� (1) OEV E XE l  E�apUOYn Otn VOu09EO t a  

T n �  AuotPla� ava.oP1 Ka U E  TnU u l oTwon n E P t OOwU UOAEu tKn� 

uUnPEo(a� Ka i UEP100WU E�OUOIOUUEUWU UE aUtE� , EKtO� auo 

t l � UE P1UtWOE t �  UOA1 TWU tn� Kuupou 01 OUOlO l �Tau UOA{TE� 

Tn� AuatP l a� aUEaw� UPIU auo t t �  13 MaPTlou, 1938. 

'Ap6po 5 

( 1) E.ooou OTnU napouoa Euußaon OEU oPltETal ola.oPET1Ka , 

ouuTatEl� Ka I aAAE � xpnuattKE� uapOXE�J U E  E�a{pEan TI� 

uapOXE� aUEpyta�, O.EIAoUEUE� OUU$Wua UE Tn UOu09EOta TOU 
EUO� MEPou�, KaTaßaAAoUT a! OTOU� UOAtTE� TWU 5uo MEPWU 

� 0' aAAa up�owna OTO UETPO nou aUTa EAKOUU OlKßtwua ano 

nOA(Tn onO l ou o n nO t E  TWU MEPWU, Kat Kata to XPOUIKO O l aOtnua 

nou 0 o tKa l Ouxo� OtaUEUEI OTnU UEPloxn tOU aAAOU MEPOU� . 

(2) H napaypa. o� (1) OEU EXEI E.apuoyn 0TO aVTtota8UI-

OT I KO ou u n A n p wu a  uOU �p oßA€n E l n UOu08Eo[a tn� Au oTP[a� . 

HEPOl: 11 

�IATA3EIl: rrA E�APMOl:TEA NOM08El:IA 

'Ap8po 6 

ME TnU EU1$UAa�n TWU olata�Ewu tWU ap9pwu 7 EW� 

9, n aO$aA10T lK� UUoXPEwon upo owuou nou aOKE t ß10UOPloT1Kn 

375 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)14 von 42

www.parlament.gv.at



375 der Beilagen 15 

EPyao i a, pU e Ut� E Ta t  ou u�wva U E  T l �  O l aTa� E t �  T n � vou o e E O ( a� 
T OU M t pou� O T n V  n EP t o xA T O U  o n otou aOKE ( T al n ß lon op l OT I K A 
EPyao l a .  Tou T o  t OX U Et Ka t O Tav 0 T ono s O l au o v � �  T O U  
a OKOUV T O �  ß I onOP I OT IKA EPya o ( a  n p o o�nou  � n f b p a  T n �  E n l X E 1-
pnon� TOU E PYO O O T n  TOU ß p ( OK E T a l O T nU ntp l o x� T OU & A Aou 
MEPOU� . 

'Ap9po 7 

(1) 'GTau ao<!>a A l oll E vO npoowno anooT E A AE T a t  ano T n V  
n EP l oxA T OU EVO� ME POU� Y l a  n p o owP l vA anaoxoAn on OT n V  
nEP10X�  10U &AAou Mfnou� nn6 Epyo&6tn 0 ono(o� �XE l tn 

o l a u o vA TaU � E n 1 XE ( pnon OTn V n E P I O X� TOU np�TOU Mtpou� , 
0 1  O l a Ta�E I �  t n� v o u o e Ea l a� T OU np�T OU M€pou� e a  E $ a p u o� 
tOVTal aTnu nEP ( n� wan  TOU E U  Aoyw npoo�nou KaTa Tn O l apKE l a  
TWU np�Twu EIKoolT Eonapwu (24) u n v�v T n� anaaxo A n on �  T O U  
a T  n u  n E P l o x� T O U  O E U T E POU M€/J'O u � . 

(2) 'üTau npoowno a naoxoAouU EUO ano a E P o noP I Kn E n l X E t -

pnon, n onola EXEl T n V  €opa Tn � ain U  nE p I o xn laU EVO� 
MEPOU� , a T a A E l Y l a  E P yaola ainu nEp l o x n  T aU a AAou M€p o u � , 
0 1  O l aT a�E I �  T n �  VO U O e E o [ a �  TOU  np�iOU M€pou� e a  E <!>aOu o� 
� OUTa l ain V  nE P ( n Twon TOU E U  loyw nDoa�nou . 

(3) To n AApwu a  n ouT o noPOu  n Ao(ou u naYEial aT t �  ölaT&�E l �  
Tn� V O U O e E O t a� T OU ou u ß a A Ao UEuOU M€p ou�  T O U  o n o ( ou in on ua ( a  
<!>E P E I 10 n Ao l o .  

'Ap9po 8 

ITpoowno anaoxo AouU EUO ano  T nU Ku ß t pvnon n ano opya

U I OUO onu o o i ou o l Ka { ou 1 0 U  E V O �  Mtpo u� ,  ainv n EP I o x n  TOU 
a A Ao u  MEPOU� , Ba un6YE T al ava<!>oP I Ka UE T n V  EV Aoyw anaox6 -
Anon Oln  vo u oe Eo l a T OU T E A E u 1a l ou MEPOU� , uovo av Elva l 

4 
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1 6  375 der Beilagen 

noA l ln �  laU Mt pou� oUl06 � OV t XE l  ln ou v�8 n Ö l auo�� t O U  
OtnV n E P I OX� T OU E V  A6yw Mtpou � . E T n V  T E AEUTaia , 6 uw� , 

, , " � , , n E p l n1WOn , 10 npoowno aUTO E X E I  T O  u l Kal wua , U Eoa OE T P E I �  
" , , '\ U n V E �  ano t n V n U E pOUn V l a  E va p�n � rn� anaOXOAnOn� TOU , va 

E n l At �El 6nw� unax8 E { u 6vo OTI� & l aT &�EI� T n �  VO u08 E o { a� 
T OU np�Tou M t pou� E �600v  E i va l  n o A [ T n �  TaU Mt pou� aUT06 . 

'Ap8po 9 

(1) 01 a pu6 & I E� �pxf � TWV ö60  ME P�V unop06v va OUu�w-
V�OOUV U E t a �6 t OU � , E�a l P € OE l �  an6  � l �  Ö l al & � E l �  lWV ' Ap 8pwv 
6 tw� 8, av t 06 to E(va l npo�  t O  ouu �tpov lWV &U Eoa E n nPEat6-
U E VWV n poownwv. 

(2) H E �apuoy� TWV & l a T &� E w v  T n �  napayp&$ou (1) T OU 
nap6 vlo� 'Ap9pou npoün 0 8 f T E I  T n V  an6 v.o l v06 a(lnon TOU 
E Pya�O U(VOU Kai T OU E P yoö 6 t n  T O U . 

(3) 'Olav; o6u �wva U E  1 1 � ö l al& � E l �  ln� napayp &�ou (1) 
T OU nap6vlo� 'Ap8 pou Ka i T�V Ö l al& � E Wv lWV ' A p 8 pwv 7 Ka t 
8, np 6owno un&YE T a l  Ot n vouo e Eo l a  1 0U E v 6 �  ME P OU� E VW aOK E l 
ß l onoplollK� EPyao l a  0 1 n V  nEP I O X �  TaU & A Aou ME POU�, 01 

& l al&� E I �  T n �  vouoeEo i a � aUl�� E�apu6�oVla l Y l a  TO nn6owno 
aU16 oav va aOK06oE ß10noPIOTIK� E Pyaola O T n V  n E P lox�  10U 
n pwtOU  ME POU�.  
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375 der Beilagen 

MEPor 111 

EI6IKEr 6lATA5Elr 

Ke:cpaA<110 1 

E1Ö1KE� Öl<lTa�e:l� nou <l�OPOUV TOV 
YnoAoYlauo TWV ße:P10ÖWV Aa.allan� 

'Apepo 10 

(1) rl<l 10U� oKonou� unoAoY1aUou Ut<l� nEp10ÖoU <lO�aA10n� 

Y1a 6EuEAlwon OtKalWU<lTO� OE TIapOX� nou npoßA(nEl n uno

napaypa�o� 2 Tn� TIapaypa�ou (1) TOU 'Ap6pou 2 , Y1a KaSe: 

nUEpa aO$aAtOn�, 1nV O�Ola 10 e:Vö1a$e:pOUEVO npoawno TIpayua

TonolnoE o6u�wva UE 11� blaTa�El� T n �  vouoOe:ala� Tn� 

AuoTPla�, Oa OEwPE1Tat Oll (XEt ao�aAlOT(E� aTIoooxt�, buva

UEt Tn� vouoSEala� Tn� KUTIPOU, lOE� UE TO Eva EKTO TOU 

Eßoouaotalou TIOOOU lWV ßaolKwv aO$aAIOTEwV aTI060xwv Kat 

Yla 10 OKOlfO auto Eva<; U�VCt<; uOd>nAlonc; OUU<bh]\)(l ue: Tl<; 61(1-

Ta�Et� Tn� VO\.loSEola<; Tn� AuoTPla<; Ba loOÖUVaUe:l PE ElI(OOl 

E€;l nuEP€<;. 

(2) rla aKonou� UTIOAOYIOUOU \.lta� TIEPIOÖOU aa$aAlon� 

Yla OqJEAlwon 6tKalWIJal0� OE napoxn TIOU npoßAETIEt n VOUO

SEala TIOU op(tETal OTnV unonap&ypa$o 1 Tn� napayp&$ou (1) 
TOU 'ApSpou 2: 

(a) K&OE Eßbou&ba ao.&A1on<; TIOU TIpaY\.la10nOlnOnKE 

TIP1V ano lt� 6 OK1WßPlOU, 1980, auutwva UE TnV 

KunptaKn VO\.lOOEo(a E€;0\.JolwvE1at UE f€;t nUEPE� 

aot&AtOn� oU\.Jtwva \.JE ln VO\.loOEola Tn� AuoTPla<;, 

(ß) 01 aotaA10TEE� anobOXE� onolao5�n01E nEplobou 

aot&AIOn<;, nou npayuaTOTIOt�OnKE ouutwva UE T1� 

51a1&€;E1� ln� VO\.lOOEo(a� Tn<; Kunpou \.1E1& 11<; 

17 
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18 375 der Beilagen 

5 OKTWßPtOU, 1980, Oa blalPouvTal WE TO Eßooua

olaio wooo TWV ß aolK�v aO$aAloTEwV awoöox�v 

TIOU lOXUEl KaTa TO OXETtKO ETo<; EtO$OP�v. To 

WnA{Ko Tn<; ölaipEon� Oa AOY{�Etal OTI aVTIWpoOW

WEUEI TOV aPIOuO TWV Eßbouaowv Tn� TIEPIOÖOU 

aO$aAIOn<; UE TOV TIEPIOPIOWO otl 0 aPIOwo<; aUTO<; 

OEV WWOPE{ va UWEPß a(VEl tOV apIOuo TWV Eßoouaowv 

Yla Tt� owo(i� TO EVÖla$EPOUEVO TIPOOWWO uwaYOtav 

OTnV EV Aoyw VOuoSEo{a. KaSE TETOla Eß50wa5a 

Oa E�OUOl�VETat WE E�t nUEPE� aO$aAton� ouu$wva 

UE tl� ÖlaT&�El� tn� VouoOEola� Tn� AuoTP1a<;, 

(y) KaOE EtKOOI €�t nwtpE� aO$&AIOn� OUU$Wva UE 

Tl� blaTa�El� Tn� vouoSEoia� Tn� KUTIPOU, Oa 

E�OUOt�VOVTal UE Eva u�va aO$&Alon<; OUU$wva 

UE Tl<; btaTa�El� Tn� vouoOEola� Tn� AuoTPla� 

Kat TUXOV UTIOAOIWO nWEP�V Oa AOY1sETat w� TIA�pn<; 

u�va�. 

() EE nEPlnTwon nou OEV Elval oUvato va KaSOPIOtE( 

UE aKPlßEla TO XPOVIKO ol6oTnua UEoa OTO onolo npayuatOnOl

nOnKav OPIOUEVE� nEP10bol ao$aAton� OUu$wva WE Tl<; ÖlaTa�El� 

Tn� VowoOEOta� TOU EVO<; MEPOU�, Oa TEKwa{PEIal Otl 01 

nEP1000l aUIt� OEV OUI.JTIlTITOUV XPOVIKa WE nEPIobou<; aO$aAIOIl� 

nou npaywaTOßOlfiOIlKav oUw.wva WE Il� OlaTa�El<; IIl<; Vouo

SEOla<; TOU aAAou MEPOU�. 

KE�)(l Aal 0 2 

AaOfvEla KaI Mntpotnta 

'ApOpo11 

(1) 'OTav Eva npoowno EXEl, ano TnV TEAEuTa1a E10060 

TOU OTnV ßEPIOxfi TOU EVO� MEPOU�, npaywaToßolnoEl nEPlo60u<; 

aO$aAlon� OUU$wva WE Tl<; 6tata�El<; Tn� vouoOEola<; TOU MEPOU<; 
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375 der Beilagen 

aU T OU , l O H : , Y l a  OK O n O IJ <;  fl E I I E: A l tuOTl <;  O l KU t tHHl T O<; OE:  E lT l ÖO \ l U  
aoB f vE l a<; � � Tl T P O T ll T a <;  06�<I>wva � E  T l <; ö t a T & �E: l <;  T n <;  VO� O B E 
o l a<; T OU E V  Aoyw M f p o u <; , ono t a 6 � n O T E:  n E P ( 0 6 0 <;  ao<l>& A l OTl <;  

1 9  

lT O U  npaYUaTon O l n e ll K E  o u � �wva UE T l <; ö l a T & � E: l <;  1 11 <;  V O � o B E o t a<; 
T OU & A Ao u  Mf pou<; , B a  A O Y l s E T a l  00<; nE P ( 0 60 <;  ao<l>& A l on<;  nou 
npaY U a T onO l � BTl K E  ouu<l>wva � E  T l <;  6 1 aT & � E l <;  TTl<;  vou o B E o l a<; 
T OU npwT ou M f p o u <; . 

( 2 )  fl po owno n o u  Oa E Ö I Ka t OU T o  E: n l öoua a o e t vE l a<; ouu <l>oova 
UE T l <;  Ö l a T & � E l <;  T ll <;  v o u o B E o l a<; Ka I TWV ÖUO ME PWV Y l a  T ll V  
, �  , � , , ß '  � , � l u l a  nE p I O u O  aV I KaV O T ll T a <; , E I T E � E  a O Tl  T l <;  u l a T a �E l <; T Tl <;  

napou oa <;  Iuu ß aoll<;  E I T E  ö l a<l>oPE T l K & ,  Ba Ö t Ka l ou T a l va n&p E: l 
E n t Ö o u a  «Oe E V E l a<; u o v o  ouu <l>wva U E  T l <; ö l aT & � E l <;  1 Tl <;  VOU O B E 
o t a<; OUV&UE I T Tl �  ono l a <; n rayua T o n o l lloE T Tl V  T E AE u T a l u  n E P l oö o  
ao<l>& h Oll <; . 

( 3) fUva t Ka nou_ Ba E O I KU I OU T O  E lT l ÖOua  u n T P o T n T a <;  ouu<l>wva 
U E  T l <;  6 1 a T & � E l � TooV V OU O B E O I WV K a I  TooV ÖUO  ME PWV Y l a TOV  
[ Ö I 0  TOKETO  Ka i T nV ( O l a  nE P [ 060  E l T E UE  ß&Oll  T l <;  Ö l a1 & � E l <;  
T ll <;  napouoa <;  Euu ßaonc; E l T E ö l a<l>oP E T l K& ,  B a  ö I Ka l ou T a l va 
n&p E l E n l öoua u o vo ou u .wv� U E  T l <;  O l a T � � E l <;  T Tl <;  V O � o B E o ( a<; 
T OU MEPOU<; ÖUV& U E I T n <;  ono t a<; lT pa y u a T o n O l ll OE T Tl V  T E A E uT a l a  
n E P ( O Ö O  ao<l>& A l on <; . 

' Ap6po 1 2  

( 1 )  ' ü Tav npoooono anacxo A E l Ta l  O T n V  n E P l o x �  T Tl <;  AuoT P l a<; 
Ka t un&YE T a l  O T n  V Ou ö B E o ( a  T n<; Kunp ou ou� <I>oova U E  0�0 1 a6 � n O T E  
a n o  T l <;  6 1 a T& E; E l <;  T W V  ' Ap 8 pwv 7 Ewe; 9 , T O T E  y t a O K o nou<; 
ono l aoö� nO T E  ana l T n on <;  Ö U V& U E I  Tn<;  E V  AOYoo vo u o B E: o l a<; Y l a  
napox� AOYW E Pya t l Kou a T u x � � a T O <;  � E naYYE A u a T I K � <;  a o e t VE l a<; 
n ono t a  n p OK A�eTlKE E � a l T [ a <;  T n <;  anaox o A n o ll <;  a U T � <; , T O  aTu
xnua n n aOe EVE l a  Ba 8 E:WP E 1 T U l  uVT l oT o l Xa O T I E n l ou v E ßnKE  
n npOK Ane n K E  OTnV  nE P I O X� Tn<;  Kunpou . 

375 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 19 von 42

www.parlament.gv.at



20 375 der Beilagen 

( 2 ) ' O t a v  npo owno y t a  t O  o no l O  E�ap u o � E l a t  n v o uo e E o l a  
t n �  Kunpou , u � t O t a l a t a t U x n u a  U E ta t n V  ava xwpn on 1 0U ano 
t n V  nEP t o x �  1 0U E V O �  M f p ou �  y t a  va U E l a B E {  Kala tn Ö t apKE l a  
t n �  anaox o A n on�  1 0U O T n V  n E P t O X �  T OU a A Ao u  Mf pou�  n p t V ,  
, A. 8 ' , , ' M ' , ouw� , • aOE I O t n V  n E p t o x n  T OU l E AEU T a l OU EPOU� , 1 0 1 E , 
y t a  oKonou� ono t aO Ö A no l E ana i t n on� y t a  napox� ava<jJo P t K a 

\ U E  1 0  E V  Aoyw atuxn u a : 

( a )  1 0  a 1 u x n u a  O a  Aoy i � E l a t  O t t E TI t ouvf ß n K E  o l n V  
n E P t o xA l n �  Kunpou , Ka t 

( ß )  n anou o i a  1 0U n p o ownou aUT ou ano l n V  nE P l o XD 
l n �  Kunpou 8 a  ayvoE 1 T a t  npOKE I U E VOU va ano�a
O t OT E { av 1 0� 1 0  anaoxo AE l t O w� u l o8wl 0 n p6 0wnö 
tJ E ßaon I l � Ö t al a f,; E l �  I n <;  VO tJ 0 9 E o l a<; I n <.;  Kunpou . 

�PO 1 3  

' OT a v  npoowno  npo o ß A n 8 E (  a n o  E naYYE Aual t K A  a08fvEt a 
u O t E Pa a n o  anaox o A n o n  1 0U Ul t <.;  n E P t O XE <;  Ka t lWV Ö � O  MEPWV 
0 ' Enayy f Au a T a  o l a  on o i a ,  o� u <jJwva \J E I n  VOu0 8 E o t a  K a t  twV 
öud MEPWV , u no p E l va a n o b 08 E l n a Oe f VE t a  aU 1 A � l O T E  S a  
E �a p u oo l E { O l n V  n E P l nlWOn 1 0 U  u o v o  n v o u 0 8 E o l a  1 0U MEPOU<; 
E K E t VOU 0 1 n V  nE p t Oxn  1 0U O TI 0 1 0U anaoxo AE l l O l E AE U l a t a  O l a  
E nayy f A u a t a  E KE l va n p t v  ano  l n  ö t ayvwon T n<.; aoS E V E t a<.; Ka t 
y t a  10 oKono a u t o  e a  AaußaVE l a l E n i on <;  u n own , - av 1 0� 1 0  

, , " ' , E I Va t avaYKa l O ,  anao X O Anon  OE  T E T O t a  E naYY E Auala  01nV  n E p t -
oxA  1 0U a A Aou ME p OU � . 

' Ap6po 1 4  

( 1 ) TI ,  
, , " · · p O Owno � o  ono t o ,  OUV E TI E t a  E pyal t KOU a l U x n u a T O <;  

� E naYYE AuaT t K �<'; a O e E V E l a<; , E XE t  ö l Ka l wua O E  nap O X E �  OE  
E 1 Ö O <;  ouu �wva \JE tn  V O U 0 8 E o ( a  TOU E v6 �  ME POU� , Aau ßavE t ,  
E � 6 oo Ö t aU E V E t O t n V  n E P l o xn t OU a A Aou MEPOU <; , OE ß apo<.;  
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375 der Beilagen 

TOU aPIJOÖ IOU <!loP€a, lTap ox€� OE € l öo<; , P E  € !;;alPEO Il T Il V  E lTny

YEAua�lK� nnOKaTaOTaoll, alT6 TO <!l o P € a  .TOU T6lTOU OlauOV�<; 

TOU \J E ß U OIl Tl<; O l aT& � el� T n � V O U O O E O [ a� nou e �apu6 � ETal 
, \' , alTO TOV T E �EUTa l O  <!lopea. 

( 2 )  01 lTPo ßAEnOUEVE � OTIlV napaypa<!l0 (1 ) napox� <; OE E(50�, 

Sa XOPIlYOUVTa l 

OTIlV AUOTP(a 

alTO TO n e Pl<!lEß E l aK6 Ta\J E { O  AoOE V Ela<; T OU TOlT OU 

O l a\J ovn<; TOU Evola<!lEp6 \JEVOU npOOWlTOU, � ano <!l opta 

aO<!luAI OIl<; aTUXIlU�TWV, 

OTIlV Kunpo 

ano 1a KUß E PVIl1lKU NoooKolJEla Ka i I O Pu\Ja Ta . 

(3) ET I <;  lTEPln 1woEI<; lT OU lTpo ßlfnovTa l  0 1 1lV lTapu ypa<!lo 

(1) , Tl napOXrl 1 EXVIl1WV lI E AWV, UE yaAwv ß o n 8 1l 1 1 KWV u � OWV 

Ka i u AAwv napoxwv OE E { OO<; OUO I W Ö OU<; O ll uao { a<; UlTOKE 1 1al 

OTnV EYKP I OIl TOU a p U O� 1 0U <!loPEa OTnV f KTaO Il  nou n XOP�Yllon 
. 

Tn<; lTapo x n<; ÖEV \JnoPE l va avaßAnSEl xwp ( <;  va S � O E I oo ßapa 

OE K(VÖUVO 1 11  �wn .� TIlV uYEia TaU EVO l a<!> E PO\J EVOU lTpOownou . 

' ApOpo 1 5  

( 1 ) 0 ap\Joö l o<; <!lo pta<; Oa ano o t öE I  010  <!l o p E a  T a U  Tonou 

1 11 <;  Olau ovn<; l aU aO<!laAIOU€ VOU 1 1 <;  öanaVE <; nou OlEVE PYrlOnKav 

ouu<t>wva \JE 10 apOpo 1 4 ,  \J E  E !;; a ( PE OTl 1 1 <;  OloIKnl 1 KE<; ÖanUVE <; .  

( 2 ) 0 1 apUOÖ I E<; apXE<; \Jnopouv \JE OKono 1 Tl  OlO I KTl t l
-
Kn 

anAonoinon U Ot E Pa ano npOtaOTl TWV Evola<!lEPoulvwv <!l OPEWV 

va oUIJ <!lwvnoouv Wat E  y t a  oAE <;  T l <;  nEPllTTWOEl<; n Y l a  OUUOE<; 

lTEPl lT TWOEWV va O l E VE PYOUV T a l  lTAnpw\JE� KaT ' alTOKOlTrl  aVTl 

Tn<; ElTl UEPOU<; EKKa8ap Ion<;. 

2 1  
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22 375 der Beilagen 

KE4Ia ).a 1. 0  4 

' Ap8p0 16 

( 1 ) EK T 6� av  npoßAfnETat b t a.oPET1 Ka aT �V n �pouaa 
ruu ß aan , 6 T av n p 6 awno E XE 1. npayua�OnO t �aE t nEPI6&ou� aa.aAl

a n �  au u.wva UE T I �  b t aT a � E l �  T�� VOU O eEata� Ka t TWV buo 
MEPWV , O t  nEp t o&ol aUTf � ,  E�6ao &EV aUun t nTOU v X Po vIKa , 
Oa  auvu n o Aoy ( � ovTa l Y l a  nKono6� an6K T n a � s  6 1 Ka l �uaTo � ar  
napo x� · 

( 2 )  ' OTav 0 1  nEPto&Ol aa.a A t a n � , n ou Aa u ßavoVT a t  u n6�n 
auu .wva UE Tn vo u 0 6 E a t a  TOU E v 6� M€pou� y t a  TOV uno Aoy t au o  
TOU n oaou T n �  n ap o x � �  ElVa t a T O au v o A o  TOU� A 1YOTEPE� ano 

&w&EKa U �VE� � ano  5 2  E ß 60 ua 6E � , T O T E 6 E  xopnYE t ta l  napox� 
auu.wva UE Tl � 6 t aTa�E I �  Tn� EV Aoyw vouo6 E a ( a� ·  a TnV nEP ( 

n t wan aU T �  0 a p uo 6 1 0� . o p € a �  TOU a A Ao u  ME P OU� AaußaVEI 

u n6�n T t �  EV A6yw nEPI6 &ou� Y l a  TnV KTDan TOU &lKat wuaTO� 

aE nap o x �  Ka Bw� KaI Yla TOV Ka Bo p t auo 10U no aou T n �  napo x�� , 
• 

w� aU T f �  va E t Xa V  n p ay u aTono l n BE l auu .wva U E  � n v  ano  1 0  
Mtpo� aUTO  E .ap u o � o U Evn  vo u o BEa ( a . 0 1  & t aTa�E t � aUTt� 

&EV la xuouv , av TO & I Ka i wu a  Y l a napox�  anO K T D 6 n K E  aUU $wva 
UE TI� & t aT a � El� T n �  v o u 0 6 E a t a� T OU npWT OU Mf pou�  UE ßaan 
anb K AE t a T I Ka T t �  n E P 1 6 6 0 u �  aa.a A t an �  o t  o n o i E � npayuaTon o l D -
6 nKav au u .wva U E TI� b 1. a TatE l � T n �  E V  Aoyw V O U O eE a { a� . 

'ApSpo 17 

' 0 ' , , " Tav  n poawno , TO o n O l O  E XE t npay u a t o n O l n aE 1.  n E p 1. 0-
60u�  aa$& A l an �  a u u.wva UE t l �  6 t aT & t E l � T n �  vouo 6 e: a ( a� 
Ka 1. TWV 6uo MEPWV , D 0 En t �wv TOU n p o awnou aU T ou , ana l T E l  

, .  
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375  der Beilagen 

wapOX� t 0 apu6ö to� AUa TPlaKO� $opfa� B a  KaBop t tEl T O  wooo 

T n �  wapox�� w� E� � � : 

(a) ü $opfa� Ba Ku Bop t tE l , oUu$wva UE Tl� ölaTa�E t �  

T n � VOUOe Eo { a� Tn� AUOTP { ß� , KßTa wooo T O  EVÖ ta

�EPOUEVO w poowwo eEUEA 1 �VE l OlKa ( wua OE wupOX� 

lJE T nV a. Bpo t on TtllV WEPI OÖ(uV Clo<l>a.A ton � , onwe; 

wpoßAf wET Cll O T O  ' Ap8po 1 6 . 

(ß) 'ü Tav Cl wo$aoloT El OTI u n a nXEl OlKalwua OE wapo x f) , 

o $Opf Cl� UWOAOYltEl ßPXIKa T O  eEwpn llKO wooa 

T n e;  WClPOX�� wou Ba EOIKa l ov To 0 Evöla$EpoUEVO� 

ClV 01  WEP( O Ö Ol Clo$aAIOn � nou wpayuaTow OI�enKav 

ouu�wva UE Tt� ÖlaTa�EI� 1n� VOuoBE�( a� KClI 

lWV OVO MEP�V E t Xav wpaYUCll 0 notnOE (  aW OKAElal1Kn 

OVU�wVCl UE TI� Ö l aT&�EI� 1 n �  vou0 8 E a ( u� Tne; 

AUOTP 1 Cle; OT l e;  n E P l n T �a E t C;  nou 1 0  nooo T ne; napox� e; 

Ka8 0PltETat UVE�aPT n T a  ano Tn ölnpKEla TWV WEP 1 -

05wv aa�nAtOn� ,  T O  woao aUTO 8 a  8EwpE ( Tal O l t 
E( val T O  8Ewp n T IKO woao . 

( y) ü $OPEa� UWOAOy t tEI a T n  OUVCXEIU I n  lunuU TIKn 

napox� wou Wpf lTEI va KU T ußAn8El UE ßaan TO wooo 

wou unoAoy t a T nKE ouu�wvu UE T l e;  ölaTa�EIC; T n c;  
uwolTapaypa.$ou ( ß) KaT ' UVClAOY 1 Cl  T n �  a xton� Tne; 

ö lapKEl a� TWV WEPIOÖWV aa <l>aAlan� nou wpayual 0 -

wOI�B nKav ouu�wva UE 11 � ÖICl Ta�Ele; T n �  vouoBEa t a� 

l n� Auo l P 1 Cle; npo� T O  nBpO l oua lWV �EPl 6öwv Cla<\>a.

Alon� wou A�$8nKClV u wo�n ovu�wva UE TI� & l Cl l n�Ele; 

T nC; VOu 0 8 Ea t ac; KClI T WV 5vo MEpWV. 

' Ap6po 18 

ü apuoötoc; AuolPlaKoc; $opfa� �a E$apuotEl Ta a.pBpa 

16 Ka i 1 7  UE ßaon 1 0Ue; E � n �  KavovE� : 

23 
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24 375 der Beilagen 

1 �  r lU T O V  K n 9 0 P l au o  T OU n p U O O I OU Y l n  KaT n ß o A� T n �  
nap o x � �  <b o P E n  Anu ß&VOVT n l  uno.n  u 6 vo n E P t o o o l  AuoTP l aK � �  
na<bo. A I On � . 

2 .  0 1  O l n T o. t E l �  TWV o.p9 pwv 16 Ka i 17 O E  B n  E XO U V  E $a p u o -
y� Oa� E a T l �  npoUn09 E aE l �  Y l n  B E U E A i wan O I Ka l �u n T O �  0 6 t E  
a t n V  Kat n ß O An E n l o o u a T O �  u a K p a �  u n n pE a t n � ouva U E l T n �  aa$o.
A l an �  aU Vto.t EW� U E t a A Awp6 xwv . 

3 . f l O T I') V  E $ n p u oy n  t OU o. p O p o u  17 l axaOUV T n E t � � : 

( a )  H ßo.al') uno AoY l a U Oa T n �  aavTat n �  npoa6 1 0 p t � E T a l  
n no K AE l a T I Ka n n o  T l �  n E P 1 6 0 0u�  AuaT p l aK � �  
n o<ba . h  a n �  . 

( ß )  O t  E l a$ o P ( �  y t a  np o o B E T n  nO<ba A l on , n rrpOaB E T n  
nnpo xn Y l a  T OU �  U E T a A Awp6xou� ( - TO E n [ o o u a  n ß o n B n 
TWV Ka t T O  a V T I OtaB U l o T l KO ou u n An pwun O E  Aau ß o. 
VOVT n l  unOI/J 'l . 

4 .  f l n  T n V  E <ba p u oy n  TWÖ unonnpaY P& $wv ( ß ) Ka i . ( � )  t O U  
o.p B p ou 17 , n E P t o o o l nO<b&A I On �  nou n pny u n T on o l � O n K O V  a6u <bwva 
U E  T l �  & l n T & t E l �  I n �  vou o O E a t n� K � l TWV 660 MEP�V K a i  0 1  
ono l E � ou u n i n l OU V  XPOV I K& B a  Aauß&vOVt n l  un ol/Jn  W� vn u n 
auvE n E aav XPOV I Ko. .  

5 .  A v , Y l a T n V  E $a p U Oyn  I n �  u nonapnypa<bou ( y )  T OU a p O p o u  
1 7 ,  n auvo A 1 K n  � l o.p K E l n  l WV n E P I D ö wV aa<b& A t an � , n ou A n u B o. 
VO V T <l l  u n ol/Jn oau <bwva U E  I t �  o l n T a tE I �  T n �  VOl l o O E a l a<; K n l 
TWV oao ME PWV , un E Pß a  t V E  I T O V  a vwT n T o  np  1 B u o  II Il V�)V na$ o. >. t all�  
y t n  TOV  u n o AoY l au o  T OU noa06 au ��aEw� OUVo. U E l T n �  vouo B E a ( n<; 
t n �  Aua T P t n� , n O <bE t A o u E vn �u n u n T I K� aa v T n t n  O n  U n o AoY l a T E l 
K n t ' n vn AoY t n  t n �  a X E a n <;  T n �  O t o.p K E l n� TWV n E P l o öwV na<b&
A l an �  nou On A n <b O oa v  unol/Jn  a 6 u<bwvn UE Tn v o u oB E a t a  T n �  
AuatP ( n �  n p o �  T O V  E V  AOYW nvwlaTo  np t O u o . 
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375 der Beilagen 

6 .  r l a  TOV unoAoyta� 6  TOU En to6 u aTo� aßo� BnTWV , B a  

E $ap� 6 � o V T a l  0 1  u n onapaypa$O l  ( ß )  Ka I (y) TOU apBpou 1 7 " 

n unonapnypa$o� 1 1  8a E$ap w 6 �ETal avaAoya. 

7 .  To noo6 nou u n o >,oY 1 0T n K E  oU \J t.\Jwva \JE TnV unonapaypa$O 

(y) TOU np 8pou 1 7  auf, avETat , 6nou T O U T O  1 0XUE l , KaTn Tt� 

O$EIA6uEVE� aut.�oEl� >. 6yw l WV EIOt.\JOP�V np608ETn � aO$& >'lon� , 

KaTn TnV np6 0 8ETn n a p o x �  an6 T n V  aot.\JaA l on U E TaAAwpuxWV , 

KaTa T O  En ( �oua aBo� B nTwv npo o�nwv Kal KaTn T O  aVtlOtaOUl

OTIK6 ouunA�pw�a . -

8. Av oU� $wva UE Tl� olaTa F. E t �  T n � vo�08Eola� tn� 

25 

Auotpla<; n Xop�ynon napoxwv Tn<; rtO <li o. A l o n � o\ JVtaF.Ewe; UETa>. >.w

PU Xwv Et.ap t o.Tal an6 t nv aOKnon KUP { W� uETaAAEuT1Kwv _opa01n

PIOT�tWV Kat o.  T nV Evvo l a  TWV Ö t ataEEwv Tn<; VO U O eEo { a� T n �  
AuoT P l a<; OE OUYKEKPl�tVE� E n lXE 1 P�OE 1 <; , T6TE an6 T l �  Kunp l 

aKt<; nEp 1 6öou� ao.o.A10n <; Aaußo.VO VT a t  u n 6 $n u6vo EKE( VE<; 

0 1  o nO { E � ßaO( � OVTal no.vw OE nap6UOla anaox6Anon OE 

9 .  0 1 E I ÖIKf �  KaTaßoAt<; Sa 0 t.\J E 1 Aov T a t KaTa TnV avaAoy( a 

Tn� 1 \J nu a T 1 K� �  n a po x A <; "  n u n o napo.ypat.\Jo<;  1 1  Et.\Japu 6 �E1a t 

avaAoya. 

1 0 .  ( a )  Av ouu.wva \JE Tl� O l a T a ( E l <;  T n �  VOuo SEo( ac; Tn � 

AUOTP( a� unapXE 1 OlKa( wua OE napox� Xwp( <; E$apuO

y� TOU o. p Spou 16 , 0 ap� 6 Ölo<; $OPEa<; unoXPEou Tal 

va K a T a ß a A E l 1 n  ouvTaEn TnV O $ EIA6� Evn ano�AE t

o TIKa UE ß a o n  T l �  n E P 1 6 ö ou�  aO$a A I On �  n o u  Aa� ßa
VOVT a l  un 6$n oUU$wva UE  Tl� olaTaEEl<; Tn<;  EV 

A6yw VO�0 8 Eo( a<; ,  E $600v OEV unapXEt olKalwua 
, , s::. ' e ' OE aVTIOTOIxn napoxn uuvaWEt Tn � VO� O  EOld<; 

I n <;  Kunpou . 

( ß )  H ouvTaEn nou KaS oPlo I nKE OUU$wva � E  TO EOa$lO 

(a ) Tn<; napouaa<; unonapaypa$ou npElTEt va avaKaS o

PIOTEt ou w $wva WE Tl<; O t aT a F. E l �  TOU ap8pou 1 7 ,  

375 der Beilagen XVIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 25 von 42

www.parlament.gv.at



26 375 der Beilagen 

E u B U �  oo� � e E A E  npoK6�E l  Ö l Ka i ooua O E  a V l i ol O l x n 
napO X �  ÖUVn l J E 1 1: r")l;; VO IJ ofh: o l ac; 1 11 <;  K6npou . 0 

a vaKa 8 o P t o u o �  aU T 6 �  t OXUE l ano l n V  n U E Po u n v i a 
t va p t l1 �  1 n �  K a T a ß o A�<; l n �  napox��  o6u �oova U E  
T l �  ö t a T &� E t �  T n �  V O U 0 8 E O { a� T n �  Ku npou . T o  
aVlKK A n T O  n p O n Y OU U E VooV anO�& OEooV 6 E V  E u noö i tE t  
T O V  avaKa8 0 P I O U O  aU T O . 

1 1 .  A v  np6ooono [ X E I , ouu .oova U E  l l �  ö l a l u t E l �  l n �  vouo-
8 E o ( a� Tn�  AuoTp l a� , ö l Ka l ooua OE napox�  xoop [ �  E �apuoy�  
T OU up8 pou 16 , K n l n nap o x n  aUTn  E { va l U E ya Au l E P n  ano  1 0  
6 8 p O I oua T n� A U OT P l aK�<;  nap o x n <;  nou  unO AOY l Ol n KE ou u �oova 
U E  l nV unonapuypa�o  ( y )  1 0U & p 8 p o u  1 7  Ka i l n �  a V T i o l o l xn <;  
Kunp l aK � <;  nap o xn � , 0 a p U O ö l OC; . o p t a <;  E { va l  unO X P E O<; va 
X OPOynOE I 00<; T u n u a l ) K�  napox� , T n V  napoxn  nou t XE I  uno Ao
y i OE I aut n u EV n  Kal& ln  Ö l a�opu U E T a�u T OU E V  Aoyoo a 8 po i oua-
10<; Ka i ln<; napo x n <;  n o n o l a  B a  0�E t A6Tav  av E � a p u 6 � ovlav 
U O VO 01  ö l al & � E l <;  ln<;  VOu o 8 E o { a <;  Tn<;  A U 0 1 P [ a <; . 

1 2 .  �OTav  n yu va l Ka 8 E U E A t �VE t Ö I Ka { ooua OE  ouvT a � n  y�pa-
T 0<; U E ß cl 0 n T t <; 6 I n T 6 � E 1<; rn <; v 0 I J  0 e f: 0 1 11 � T n <; Ku n p 0 u a v T l  
O E  ou vTa�n  x n p E [ a <; U E  ß&on l n V  { ö l a  VOU 0 8 E o [ a ,  T O T E , y t a  
OKonou<; uno Aoy t O u Ou T n �  OUV T & � Eoo<; x n n E [ ac; U E  Raon T l <; 6 t a 1 &
t E l <;  T n <;  VOU 0 8 E O [ Il <; T n <;  AUOTP { Il<; , B a  E . Il P u O � �V l a l  0 1  Ö l ll
TutE l <;  T OU a p 8 p o u  1 7  K a i  TooV unonapay pa�oov 10 Ka i 1 1 , oo� 
n yuva [ Ka va E i x E 8 E U E A l �OE I ö l Ka { oou a  OE OU V T a t n  x n p E l a<; 
o6 u�oova U E  T l <; Ö l a T u � E l C;  T n <;  VOu 0 8 E o { a� T n<; kunpou . 

T t-r AOS 2 

ITapOXE<;  U E  ßaon Tn vouo8 E o l a  T n <;  Kunpou 

'Ap8po 1 9  

( 1 )  A v  n p o ooon o 8 E U E A I �VE l ö l Ka i oou a  OE ouv l a t n  u �  ßuon 
U OVO 1n <; n E P I O Ö O U<; aa.U A I on �  n ou n paYUaT o n o l n B n Kav ou u toova 
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375 der Beilagen 

UE 1 1 �  ÖlalaE E l �  l n �  VOU 0 8 Ea { a� Tn� K6npou , 1 0 1 E  xopnYE11al 

n 06VlaEn aU1 �  Ka i 0 1  &lalaEEl� 1 0U apSpou 16 ÖEV E�apuo

COV1al OTnV npoKEluEvn nEP l n Twon . 

( 2 )  (a ) Av npoowno O E  S E U E >' t WV E l O t Ka l wua O E  napox� 

UE ßaon n E PtoÖOU� ao�a >'ton� nou npayuaTonot�Bn Kav a6 u�wva 

U E  ll� ÖtalaE Et� ln� VO u 0 8 Eo { a� Tn� K6npou , aA >.a 8 EUEA I WVEl 

1 € 1 0 1 0  ölKa { wua UE ouvunO >'OYloU O  lWV n E PIOöwV ao�aA l on� 

nou npay ua1 0nol� 8nKav 06u .wva UE Tl� ölalaEEl� Tn�  Vouo-

8 Eola� Ka i lWV 060 MEPWV onw� n poßAcnElal 010 apS po 16 , 

l O l E  0 apuoölo� .opca� Tn� K6 npou unoAOy t C Et T O  nooo T n �  

ouu n Anpwua I I  K�� napox�� Ot> IJ.wva U E  Tl � 0 t a1aEf.l � T n<; VOIJO-

8 Eo { a� ln� K6 npou , UE ßaon anoKAElollKa l l �  n E PloöoU� ao.a

AIOn� nou npayu alonol� 8nKav a6 lJ. h.lVa \J E Tl<; Öla TaE E l� Tn� 

vouoBEola� aUl� �.  

27 

(ß ) To nooo ln� ßaOtKn� napox n � nau O�f. l>' Ela l a6 u.wva 

U E  l l �  öta1aE El� Tn<; nap06aa<; [6u ßaon� Ka8 0 P1C E lal, OlnV 

n EPlnTwan aU1 n ,  w� E E n� :  

(I ) 0 apuoÖtO� �OP€ d <;  ln� K6npou unOAOY [ C E l  1 0  B EW

pnTtKO noao ln<; napox��  nou 8a KaTaßaA >'OTav 

av 0 1  n E P10Ö Ol ao.a >'IOn� nou npayuaT onoln 8nKav 

06u�wva UE T l � & l ala� E t �  Tn� vou 0 8 Eola� Kat 

TWV ö6 0 ME PWV , auvunO >' OYl�OU EVE�  onw� npoß >' €n E T a t  

010 ap8po 1 6 ,  E 1 Xav npay ualonotnB E {  anoKAEtOTlKa 

06 u�wva UE Tl<; Öla T & E E I� Tn� vouo8 Eola� Tn� 

K6 npou 

( 1 1 )  A KOA06 Sw� 0 .op€a� Ba E nlU E PloEl TnV w� aVW 1 €PW 

uno>'oY l oB E loa B EWpnTIK� napoxn KaT ' ava AoY l a  
Tn<; OX€ On� T WV n E P 1 6öwv ao�a >'lon� nou npayuaTo

nOln BnKav 06 u .wva \J E TI� ÖlalaE El� Tn<; VOUoe � ola� 

Tn<; K6 npou npo� 1 0  a8poloua lWV n E PIO Ö WV aUTWv 

Kat TWV n E PIOÖWV aO$aAtOn� noU npayualonotn 8nKav 

06 u.wva \J E  l l �  ÖlaT&E El� Tn<; VOuoB Eo(a� ln� 

AuoTP(a� .  
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28 375 der Beilagen 

( 3 ) Ka t a  t � V  E �ap�oyA  TWV Ö t a t a 4Ewv t � �  napaypa�ou ( 2 ) , 

o T a v , oöu�wva U E  T l � Ö t a T & � E l �  T � �  VOu o B E o ( a� T n �  Könpou , 
yu va l Ka ana t T E l oöv T a 4 n  y n p aT o � , 0 apu60 t o � �oPEa�  T n �  
Könpou AaußavE l uno� n , O T n V  K a T & A A n An rr E p [ rr T ooon , rr E P 1 6öou�  
ao�a A I on �  �ou npayuaT o rro l n B n Ka v  a n o  T a  06 �uyo  Tn�  EvO t a� E Po
U E V n � t oö� �wva UE T l � 0 (a T a 4 E l �  T n �  vou oB E o l a� Ka i TWV 
OÖO  ME pWV . 

( 4 )  KaTa T n V  E �a p u o y A  TWV ö l a T a 4 E wv T n� V O u o B E o [ a � T.n� 
Könpou rrou a�opoöv T n  O U v T & 4 1 un n A I K l a  TWV U E T Il A AWPÖ XWV , 
o apu o & t o � .opfa�  T n � K 6 rr pou  Aa� ß a V E t urro��  n E p t o O Ou� ao�&
A t On �  1I 0U rrpay uaT o rr o l f] B n Ka v  O Ö U �(1.lva UE Tn vO l loB E o l a  T n �  
AU O T P [ a� O E  anaox o Ano� n ou B a  E B EWPE [ T O W� allaoxo A n on Il E Ta A
Awpö xou oö u �wva U E  T n  V O � o B E o [ a  T n �  Könpou . 

( 5) KaT&  t � V  E �apuoyn TWV o l aT & � Ewv TWV napayp&�wv (2) 
U E X P I  ( 4 ) , 0 a p uo o t o� � o p f a �  T n � K6npou Aauß&vE t u rr6�n  
rr E P 1 600u�  aO�& A t On �  rr 6u npay u a T on o l n B n Kav o6D�wva \J E T t � 
O l aT &� E t �  T � �  V O U O e E o ( a �  T n �  A U O T p ( a� U E T& T t �  6 Iavouap [ ou 
1 957 Ka t OT O U E l P O  rrou T E T O I E � n E P I Oo o t  ao�& A t on �  E l va l 

, B " �, , avaYKa t E � y t a  T �  E U E A t wOn ' u l Ka t wu a T O� O E  napoxn . 

KE4I.cl An 1 0 5 

UapoXE� AVEpY l n� 

' Apepo 2 0  

( 1 ) A v  np60wrro E XE t  anaox o A n e E l U E T& T nV T E AEu Tal a E ( OOOO 
1 0U OTnV  lI E P l o xn T OU E VO �  M E P O U �  OE anaax6 A no�  n ono t a  
un&YE T a t  O T n V  ao�& A t on T n� a V E P y ( a� , T O T E , Y l a  oKorr06�  
e EU E A l won � Ö t Ka t wu a T o� 0 '  E n [ ö o ua a V E Py { a� , 06u �wva UE  
T t �  Ö t n T & � E t �  T n �  VO \J O e E o [ a� TOU Mt pou�  aU T 06 , ono l a o n n o T E  
n E P [ oö o� E I O�OP&�  n o u  rrpay u a T ono l n Bn K E  oöu �wva U E  T t �  ö t a
T & � E t �  T n �  VOu o e E o l a �  TOU & A AOU Mt pou�  B a  AOY [ � E Ta l  W� 
n E p [ oo o� E t O�Op&� bUV&U E t  TWV b t a t & � Ewv T n �  vou oe E a ( a� 
T O U  npwTou Mtpou� . 
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30 375 der Beilagen 

( 3 )  0 \  a p X E �  Ka t 0 1  � O P E { �  TWV MEPWV e a  a A An A o B on e OU V T a l  
otnV E $a p � oy� t n � E u u ß a on �  Ka l ea E VE PYO UV W� E a v  e a  
E $a pU O� a v  T n  Ö I K� T OU� VOUOe Eo ( a . H B O� e E l a  a u t fi  e a  

( 4) 0\  a p X E �  Ka i 0 1  $OPE i �  TWV ME PWV Ö E V  EW I TPE WE T a l  
va un öt x o vT a l  awa I T � oE I �  Ka i a A Aa Eyypa$a wou � OU �  u w o ß a A
A O Vt a l  Y l a  UOVO TO Aoyo O t l aU t a  E XOUV oUVt a X e E ( OTnV E n l

onun YAwooa T OU a A AOU MEpOU� . 

( 5 )  0 1  apX E �  Ka i 0 1  .0 p E ( � TWV ME PWV UW O P OUV KaTa t n v  
E$apu oy� t n �  napou oa �  Euu ßaon�  v a  E W I KO I VWVOUV a W E Ue E ( a� 
U E ta�U tOU�  W� Ka i T a  E VÖ l a$EPOUEVa wpoowna n T Ö U �  n An pE� OU� 

O ( OU �  tOU'; . 

n p o owna nou Ö l aU E VOUV O T n V  W E P I ox n  T OU & A Ao u  ME POU'; , 
y t vovTa l U OT E Pa ano a l Tnon t OU a p uo Ö l oU $ O P E a , awo t O  $ O P E a  
T OU T OWOU Ö l auovn�  T OU E VÖ l a$ E p O U E VOU w p o ownou . 0 1  öanaVE � 
TWV EV AOYW E �E TaoEWV ß apövouv T O V  T E AE u T a l o  � o p f a . 

' Apepo 22 

r l a  Ö I EUKO Au von tn.; E$apuoy��  Tn�  napouoa.; E u u ßaon.; , 
Ka i l Ö l a { T E P a  y t a Tn Ö n U I OUPY l a  an A�.;  K a i t a X E t a.; oU V Ö E o n �  
U E Ta�u  tWV EVÖ tO$EPOUEVWV �OPEWV , 0 1  ap U O Ö I E '; a P X E ';  TWV 
MEP�V Sa t &pU OOUV UWnPE O { E � ouvö f ou ou� . 

' Apepo 23 

( 1 )  K&e E awa A Aay� � uE l won wou npoB A E w E t a t  aw6 Tl� Ö l a-
T a� E l �  Tn � V O U O e E o ( a � T OU E VO� ME POU�  Y l a  .opou.; , xap T o on u a , 
Ö I KaOt l Ka T f An n T E An E yypa$ n � , Yla E y y p a$a � Ö I Ka l o Aoyn-
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32 375 der Beilagen 

XWP l �  Ku8uOT E P n O D  T n V  u l T n oD , Ö � AWOn A npoo�uy� OT n V  uVT l 
O T O I xn U P UO Ö I U  U n n P E O ( U  T OU 6. A Aou MEPOU� . 

'Apero 2 5  

( 1 ) 0 a p u o ö l o� � o P E a �  T OU E V O �  Mf pou� , E Kn Anp�v E I T I � 
öuva U E I T D �  TIapouoa� [ u u ß a o n �  u n o XPE�oE i �  T a U O T O  V O U I o u a  
T a U  ME POU� aU T 06 A O E  O TI O I O Ö n n O T E  a A AO E A E u B E pa U E Ta T pE W I U O  
VOU I oua . 

( 2 )  H anoöo on oaTIav�v 0 '  E �a p u oy n  T n �  TIap060a� [uu ßaon�  
n p t n E I va y ( vE T a l  O T O  V O U I OUU T OU MEPOU�  OTO o n o t o  0 �op€a� , 
nou  X O p n y n OE T D V  napo x n , E XE I t n v  t opa TaU . 

( J )  EußaouaTa  U E  ßaOD  T n V  napouoa [uu ßaon Ba  Y l vO V T a l  
ouu �wva U E  T l �  1 0XUOUOE�  U E T aC6 T WV o u o  ME P�V O XE T I K E �  
O I E U 8 E TnOE t <; Ka'r a  T O  X p o vo T n �  anOOT O A rl �  T O U  E lI ß a O lJ aT o � . 

'Apepo 26 

' O Tav 0 �oPEa�  E VO�  ME P OU �  n p o E Bn OE  n p O Ka T a ß O An 
n a p o x n �  OE on o t O Ö � n O T E  n p o owno Y l a  onO l u ö nnOT E n E P t oö o  
Ka i O T O  np oowno aU T O  O$E I A E T a l aVT l o T O l xn nap o x n  Y l a  T n V  
( o t a n E P ( ooo  U E  �aon  T I �  & t a T a � E t �  T n �  v o u oB E o l a� T OU a A Aou 
ME P OU � , 0 $ o p € a �  T aU T E A E u T a l ou ME POU�  napuKpa T E l ano T n V  
O $ E I A O U E vn napo xn T O  no oo n ou KaT a ß A n B DKE w� n p OK a T aß o A n  
Ka t T O  ö t aß I ß a � E . t  0 1 0  $ O p E U  1 0 U  np�Tou Mfpous . A v  $ o p € a� 
T OU E v6s ME POU�  Ka T E ß a AE U E ya A u T E pn an6  T n V  O�E I A 6 u E v n  
n u p o x n  Y l a  on o l a O n n o T E  n E P l oo o , y t a  T D V  ono i a  0 � o p f as 
T O U  a A Aou Mf pou�  K a B ( o T u T a l  u n o X P E o �  U E TaYEV€ O T E P U  va KaTa
ß a AE I aVT t ol o l xn nap o xn , TO  n E Pav an6 T O O$E I AOU E V O  n o06 
T n �  napoxn�  B EwPE 1 T a l , Y I O  oKonou�  1 0U n p�T ou U E P OU� T n �  
nupuypa$OU aU T n � , w�  n p O K a T aß o An .  
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375 der Beilagen 

' Ap8po 27 

( 1 )  Kae€  a U � l o ß n T non  u E Ta�u  TWV MEPWV o X E 1 I Ka U E  TnV  
E Pu nVE [ a n T " V  E �ap u oyn ln � napouoa �  Euu ßaon� , Oa ano T E 1E i 

T O  aVT I K€(U E VO a UEowv blanpayuaTEuoE wV IJETa�U TWV apuoö l wV 

( 2 )  Av n a U � l oß n T non b E V  Elva l buvaTo va EnIAu OE [ U E  
aUT 6  1 0V l Po n o  u € oa OE € C l u nVE � ano T n V  €vap t n TWV Ola

npayuat EUa EWV , t O T E  aU T n  aVat t e E t a t U E  a t t n an t oU E VO� 

n KaI TWV &uo ME PWV , OE  6 t a l t n t l KO 6 1 Kao t nP l O ,  1 0U ono [ ou 

n oUV S E o n  Kal 0 1  KavoVE� lE l TO upy(a� Oa Ka 80P (� ovtal UE  
ouu �wv [ a U € la�U twV ME PWV . 

( 3 )  To 6 la l tn t l Ko 6 t Ka o t n P l o  Oa E B l lu E l T n V  a u � t oß n Tnon  
ouu �wva U E  10 nVEu ua Ka t t l �  ß a o I K( �  apx€�  n ou 0 l E n ouv 

T nV napouoa Euu ßaon ' 0 1  an o�ao E I � tOU S a  E l va l & E O U E U T t K€ �  
Ka I O P t O t t K € � . 

. MEPO E  V 

METABATIKEE KAI TEAIKEE 6IATA�EI L 

' Ap8po 28 

( 1 ) H nap ou oa Evußaon OE 8 E U E A I WV E t b l Kalwu aTa Ka Taß O A n �  

napo xwv Y l a  n E p I OOOU� B OU n p o n Y Ov v ta t T n �  E vap � n � t n �  I OXVO�  

t n� . 

( 2 )  r t a  t n  8 E u E A t wo n  O t Ka I wu a T o �  OE n a p o x n  U E  ßaon T n V 
napovoa EVUßaon , O a  Aau ßaVOVTal uno$n Ka t n E P [ OÖ O l  a a�a l l on �  

nou npaYuaTon o t n8 nKav ou u �wva U E  t l �  V O U O e E O [ E � TWV MEpwv 

np I V  ano T n V  E vap�n  T n �  t OXUO� t n �  napouoa� E v u ß aon � . 

(3) ME t nV En t �UAa�n T WV & t a ta � EWV t n �  n apay pa $ou (1) , 

n nap ouoa Eu u ßaon I OXUE I E n [ on �  Ka t y t a ao�a A l OT l K € �  TI E P 1 -
TI TWOE I �  0 1  OTIO [ E �  Enn A8av  n p l V  ano T n V  E va p � n  T n �  t OXUO� 

33  
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34 375  der Beilagen 

T n � , E�OOOV O I Ka l Wua Ta nou E 1 Xa v  n o n  avayvwP I 0T E l O E V  f xouv 
E t o � A n B� { UE E �anat  n Anpwu f � . I T I �  n E p l nTwoE l �  aU T i � , 
nap o x i �  O�E I Ao U E V E �  ouvaU E I  T n �  napouoa� Iuußaon�  Ba KaB op l 
�ovT a l  ouu �wva U E  T I � o l aT a t E I �  T n �  u O T E p a  ano a l T n on TOU 
o l Ka l ou xou . Av n a l T n o n  Y l a  a n o v o u n  T n� napo x n �  unoß AnB E t  
U E oa OE OUO X P o v l a  ano  T n V  E va p � n  T n � l OXUO� Tn�  napou oa� 
Euußaon�  n napo x n  x o p nY E 1 Ta t  ano T n V  EV AOYW € vap�n  o t a$o
PE T I Ka n naPOXn x o p nY E 1 T a l  a u o  TnV  n U E po u n v l a  uou  KaBop l 
� E Ta l  ou u�wva U E  T t �  O l a Tat E l �  T n �  vouo 8 E o l a� KaB E  Mfpou� . 

' Apapo 29 

H wapouoa I u u ß a on OE e i YE l  Ta K E K T n u f va O t Ka t WuaTa 
O UO I OU O n nO T E  wpoownou ou u�wva UE T l � o l aT a t E t �  Tn� Vouo-
8 E O t a� Tn� AuoT P l a� , T O  o uo l o ,  y t a U O A I T I KOU�  n BpnOKEUT I 
KOU� AOYOU� D Y l a  A O YOU� K a T aywy n � , u w f o T n  ß Aa ß n  0 '  O T I 
a$opa o l Ka l wu a T a  K O I Vw v I Kn �  ao.& A E l a� . 

' ApBpo JO 

( 1 )  H napou oa I u u ß a o n  XPn � E l E W I Kupwon � . Ta € yypa.a 
E W I Kupwon� ea a V T a A Aayouv TO y p n y o P o T E P O  OTn A EuKwo { a . 

(2) H wapouoa Euu ß a o n  Ba T E B E t OE l OXU T n V  WpWln n u € pa 
T OU T P 1 T O U  u n va awo E K E t VO K a T a  T O V  ono t 0 8a f xouv aVTa A
AaYE 1 Ta f yy pa.a E W I KupWOn � . 

(3) H nap o u oa r u u ß a on ou vo U o AoYE 1 Ta l  Y l a  aop t OT n  

o l apKE l a .  �uva l a l  va  KaTaYY E A8 E t ypawTw� awo ono l o &nWoTE  
Mfpo�  E n l 0 ( o o vTa�  owo E Ka u n Vn W p O E I o ono ( n o n 0 1 0  a A Ao Mi po� . 

( 4) I E  n E p  1 n TWOn KaTaYYE  A l a �  T n �  napouaa� Iuußaon� , 
o l Ka l wuala  nou a w o K T n 8 n Ka v , oU U $wva U E  T l �  & l at a � E I �  T n �  
Iuußaon�  U i XP I Ka i T n V  n U E P ou n v l a  T E P ua T l o u ou l n �  l OXUO� 
T n � , O l aT n pouVT a l  K a i Y 1 VOVT a i  o l a npayuaT EuoE l �  U E  OKOUO 
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T n  Ö I E U e f T n a n  o n o l wv 6 � rro T E  Ö t KalwU&TwV nou ß p ( o K o v T a t O T O  
0 1 & Ö t O  T n �  a n 6K T n on �  U E  ß & on T t � ö l a T & � E l �  T n �  Ivußaon� . 

IE  n I ITnIH AYTOY , 0 1  rr � n P E � OU O I O l  T�V &60 M E P�V 

un fypa�av TnV napouoa I6 u ßaon . 

ErINE O T n  B t f vv n  O T I �  5 NOE U ß P ( O U ,  1 99 1 , OE ÖV O 
npwT 6 T u n a  O T n  rEPuavIK� Ka i EAAnVIKn YAwooa Kai T WV ÖUO 
KE l u tvwV 6VTWV E ( { OOU auBEVTIKWV. 

rla T n V  AUOT P l aK � 

6 nu O Kpatl a 

Josef HESOUN 

rla T n V  KunplaK� 

6 n U O KpaTla 

Or . I acovos AR I ST I OOU 
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VORBLATT 

Problem: 
Die Soziale Sicherheit von Personen, die in Österreich und Zypern Versicherungszeiten zurückgelegt 

haben, ist insbesondere im Bereich der Pensionsversicherung allein auf Grund der jeweils national geltenden 
Bestimmungen nicht umfänglich gewährleistet. 

Ziel und Inhalt: 

Durch das vorliegende Abkommen wird ein umfassender Schutz insbesondere im Bereich der 
Pensionsversicherung durch die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen, die Zusammen
rechnung der Versicherungszeiten für den Leistungsanspruch, die Leistungsfeststellung entsprechend dem 
jeweiligen Zeitenverhältnis und den Leistungsexport sichergestellt. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 

EG-Konformität : 

Hinsichtlich von Abkommen über Soziale Sicherheit mit DrittStaaten stehen keine EG-Vorschriften in 
Kraft. 
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Erläuterungen 

I. ALLGEMEINER TEIL 

1. Allgemeine Überlegungen 

Das vorliegende österreichisch-zypriotische Ab
kommen über Soziale Sicherheit enthält gesetzän
dernde und gesetzesergänzende Bestimmungen und 
bedarf daher gemäß Art. 50 Abs. 1 B-VG der 
Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat nicht 
politischen Charakter ur-d ist der unmittelbaren 
Anwendung im innerstaatlichen Rechtsbereich 
zugänglich, sodaß eine Erlassung von Gesetzen 
gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. 
Verfassungsändernde Bestimmungen sind in dem 
Abkommen nicht enthalten. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Abschluß des 
Abkommens ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 2 B-VG 
("äußere Angelegenheiten") .  

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen des 
Abkommens ist zu bemerken, daß aus der 
Durchführung des Abkommens dem Bund keine 
Vermehrung des Personalaufwandes erwachsen 
wird. Bezüglich des Sachaufwandes des Bundes ist 
festzustellen, daß eine Vermehrung in den Berei
chen der Kranken- und Unfallversicherung unter 
Berücksichtigung der geltenden Rechtslage nicht 
eintreten wird. Im Bereich der Pensionsversicherung 
ist das Ausmaß eines allfälligen Pensionsmehrauf
wandes im vorhinein weder bestimmbar noch 
abschätzbar, im Verhältnis zu den Gesamtausgaben 
der Pensionsversicherungsträger aber zweifellos im 
Hinblick auf die äußerst geringe Fluktuation von 
erwerbstätigen Personen zwischen den bei den 
Vertragsstaaten ohne Bedeutung. Der Beitrag des 
Bundes ·zu den einzelnen Zweigen der Pensionsver
s icherung wird daher praktisch nicht berührt 
werden. 

2. Werdegang des Abkommens 

Durch die Ratifizierung der Europäischen 
Sozialcharta, BGBI. Nr. 460/1969, hat Österreich 
ua. auch die Verpflichtung übernommen, durch den 
Abschluß von Abkommen Maßnahmen zu ergrei
fen, die insbesondere eine Gleichbehandlung der 
Staatsangehörigen der Ratifikationsstaaten, die 

Wahrung der in der Sozialen Sicherheit erworbenen 
Rechte sowie den Leistungsexport in die anderen 
Ratifikationsstaaten sicherstellen (Art. 12 Abs. 4). 
Dieser Verpflichtung ist Österreich in der Vergan
genheit durch den Abschluß entsprechender Ab
kommen über Soziale Sicherheit weitestgehend 
nachgekommen, wobei hinsichtlich der Priorität 
jeweils die Größenordnung der von einem solchen 
Abkommen erfaßten Personen ausschlaggebend 
war. 

Auf Grund eines Hinweises des die Durchfüh
rung der Europäischen Sozialcharta überwachen
den Expertenausschusses in den Schlußfolgerungen 
zu einem der letzten Berichte Österreichs betreffend 
die zwischen Österreich und Zypern diesbezüglich 
getroffenen Maßnahmen wurden im Herbst 1 989 
Besprechungen zwischen österreichischen und zy
priotischen Experten zur Vorbereitung eines bilate
ralen Abkommens aufgenommen. In einer weiteren 
Gesprächsrunde im Juni 1 990 konnte ein Abkom
mensentwurf ausgearbeitet werden. Nachdem ei
nige insbesondere auch unter Berücksichtigung des 
Begutachtungsverfahrens noch erforderliche Ände
rungen auf schriftlichem Weg vereinbart wurden, 
wurde das Abkommen in der Folge am 5. November 
1991 in Wien unterzeichnet. 

3. Das Abkommen im allgemeinen 

Das Abkommen entspricht in materiellrechtlicher 
Hinsicht den in letzter Zeit von Österreich mit 
anderen Vertragsstaaten geschlossenen Abkommen. 
Unter Berücksichtigung des zypriotischen Systems 
der Sozialen Sicherheit umfaßt es jedoch keine 
Regelungen betreffend die aushilfsweise Sachlei
stungsgewährung im Bereich der Krankenversiche
rung sowie betreffend den Bereich der Familienbei
hilfen. 

Das Abkommen ist in fünf Abschnitte gegliedert : 

Abschnitt I enthält allgemeine Bestimmungen und 
legt im wesentlichen den persönlichen und .sachli
chen Geltungsbereich, den Grundsatz der Gleichbe
handlung der beiderseitigen Staatsangehörigen 
sowie die Gebietsgleichstellung hinsichtlich der 
Gewährung von Geldleistungen aus der Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung fest. 
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Abschnitt II normiert in bezug auf die jeweils 
hinsichtlich der Versicherungspflicht anzuwenden
den Rechtsvorschriften den Territorialitätsgrund
satz sowie Ausnahmen von diesem Grundsatz und 
sieht die Möglichkeit vor, im Einzelfall Ausnahmen 
hievon zu vereinbaren. 

Abschnitt III enthält neben besonderen Bestim
mungen betreffend die Umrechnung des zyprioti
schen "Grundbetrages der versicherten Einkünfte" 
in österreichische Versicherungszeiten und umge
kehrt die besonderen Bestimmungen betreffend die 
einzelnen Leistungsarten : 

Für den Bereich der Krankenversicherung ist im 
wesentlichen nur die Zusammenrechnung der 
beiderseitigen Versicherungszeiten für den Erwerb 
eines Leistungsanspruches vorgesehen. 

In der Unfallversicherung ist eine Zuordnung der 
Leistungspflicht bei Berufskrankheiten in Kolli
sionsfällen an den zuletzt zuständig gewesenen 
Versicherungsträger sowie eine aushilfsweise Sach
leistungsgewährung bei Aufenthalt im jeweils 
anderen Vertragsstaat zu Lasten des zuständigen 
Versicherungsträgers vorgesehen. 

Im Bereich der Pensionsversicherung erfolgt die 
Leistungsfeststellung sowohl aufösterreichischer als 
auch auf zypriotischer Seite unter Zusammenrech
nung der in den beiden Vertragsstaaten zurückge
legten Versicherungs zeiten grundsätzlich entspre
chend dem Zeitenverhältnis (pro-rata-temporis) . 

In der Arbeitslosenversicherung werden für die 
Erfüllung der Anwartschaftszeit für die Gewährung 
des Arbeitslosengeldes die arbeitslosenversiche
rungspflichtigen Beschäftigungen in den beiden 
Vertragsstaaten zusammengerechnet. 

Abschnitt N enthält verschiedene Bestimmungen 
über die Durchführung und Anwendung des 
Abkommens. 

Abschnitt V enthält Übergangs- und Schlußbe
stimmungen. 

4. Übersicht über das zypriotische System der 
Sozialen Sicherheit 

Das seit 6. Oktober 1980 in Kraft stehende 
geltende zypriotische Sozialversicherungssystem hat 
das seit 1 957 bestandene Einheitsleistungssystem in 
modifizierter Form übernommen und durch ein
kommensbezogene Leistungen ergänzt. 

Das Sozialversicherungssystem umfaßt folgende 
leIstungen: 

Heiratszuschuß, Mutterschaftszuschuß und 
Mutterschaftsbeihilfe (W ochengeld), 
Bestattungszuschuß, 
Kranken- und Arbeitslosengeld, 
Invaliditäts- und Alterspension, 
Witwen- und Waisenpension, 

- Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs
krankheiten. 

Die nachstehende Übersicht über die vom 
Abkommen erlaßten Leistungen stellt auf die im 
Juni 1 990 geltende Rechtslage ab. Für diesen Monat 
betrUg der errechnete Mittelwert 1 zypriotisches. 
Pfund = 25,40 Schilling. 

Organisation und Verwaltung 

Die Durchführung der Sozialversicherung obliegt 
dem Amt für Sozialversicherungsdienste mit seinen 
örtlichen Stellen unter der Kontrolle des Ministeri
ums für Arbeit und Sozialversicherung. 

Finanzierung 

Die "versicherten Einkünfte" umfassen die 
"Grundeinkünfte" bis 33,50 Pfund wöchentlich 
bzw. 1 742 Pfund jährlich ("unteres Band") und die 
darüber hinausgehenden Einkünfte bis zum sechsfa
chen der Grundeinkünfte ("oberes Band"). 

Die Beiträge betragen für Arbeitnehmer 1 2% der 
versicherten Einkünfte (je zur Hälfte Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber), für selbständig Erwerbstätige 1 1  % 
und für freiwillig Versicherte 12%. Für die 
Angehörigen der Nationalgarde (Wehrdienst) ist 
ein Einheitsbetrag festgesetzt. Der Staatszuschuß 
beträgt für alle versicherten Personen 3,5% ihrer 
versicherten Einkünfte. 

Geschützter Personenkreis 

Der Pflichtversicherung unterliegen alle Arbeit
nehmer (einschließlich Lehrlinge) privater und 
öffentlicher Arbeitgeber mit einem Entgelt _ über 
1 Pfund wöchentlich (4 Pfund monatlich für Ange
stellte) sowie selbständig Erwerbstätige. Angehörige 
der Nationalgarde, die ihren Wehrdienst ableisten, 
sind nur hinsichtlich Invalidität und Tod geschützt. 

Die freiwillige Versicherung ist möglich für 
Arbeitnehmer, die für einen zypriotischen Arbeitge
ber im Ausland tätig sind, sowie für Personen, die 
bereits Beiträge in der Höhe des 1 56fachen der 
Grundeinkünfte gezahlt haben oder in Zypern 
wohnen und mindestens Beiträge in der Höhe des 
52fachen der Grundeinkünfte gezahlt haben. 

Beiträge werden für bestimmte Zeiten gutge
schrieben (insbesondere Zeiten der Schul- und 
Berufsausbildung nach dem - 1 6. Lebensjahr, Zeiten 
eines Leistungsbezuges wegen Krankheit, Unfall, 
Mutterschaft, Arbeitslosigkeit oder Invalidität) . 

Im Falle der Invalidität oder des Todes einer 
versicherten Person vor dem Pensionsalter werden 
für die Zeit bis zum Pensionsalter Beiträge 
entsprechend der Höhe der durchschnittlichen 
Einkünfte der letzten fünf Jahre im oberen Band 
gutgeschrieben. 
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Für Personen, die am 6. Oktober 1 980 das 
50. Lebensjahr aber noch nicht das 63.  Lebensjahr 
vollendet hatten, werden besondere Beiträge gutge, 
schrieben. 

Leistungen 

Alle laufenden Leistungen, die zwölfmal j ährlich 
gezahlt werden, bestehen aus der Grundleistung, die 
auch die Erhöhungen für die Angehörigen umfaßt, 
und der Zusatzleistung. 

Besteht Anspruch auf mehr als eine Leistung für 
denselben Zeitraum, so gebührt jeweils nur die 
höhere Leistung. 

a) Mutterschaftsbeihilfe (Wochengeld) 

Die Mutterschaftsbeihilfe gebührt in der Höhe 
von 75% der versicherten Einkünfte des vorange
gangenen Beitragsjahres für die Dauer von zwölf 
Wochen und kann zwei bis sechs Wochen vor der 
voraussichtlichen Entbindung in Anspruch genom
men werden. 

Anspruch besteht, wenn 
insgesamt eine Versicherung während minde
stens 26 Wochen besteht, während denen 
Beiträge mindestens in der Höhe des 26fachen 
der versicherten Grundeinkünfte bezahlt 
wurden und 
Beiträge in der Höhe des 20fachen der 
versicherten Grundeinkünfte im letzten Bei
tragsjahr gezahlt oder gutgeschrieben wur
den. 

Freiwillige Beiträge werden für den Anspruch auf 
Mutterschaftsbeihilfe nicht berücksichtigt. 

b) Krankengeld 

Krankengeld gebührt nach einer Wartezeit von 
drei Tagen ( 1 8  Tagen für selbständig Erwerbstätige, 
ausgenommen bei Unfällen oder Anstaltspflege) für 
die Dauer von höchstens einem Jahr. 

Der Grundbetrag des Krankengeldes beträgt 60% 
der versicherten Grundeinkünfte des letzten Bei
tragsjahres und erhöht sich um ein Drittel für den 
ersten Angehörigen und je ein Sechstel für den 
zweiten und dritten Angehörigen. Der Zusatzbetrag 
beträgt 50% der versicherten Einkünfte im oberen 
Band bis höchstens zum zweifachen der Grundein
künfte. 

Anspruchsvoraussetzungen : wie für die Mutter
schaftsbeihilfe, wobei aber auch freiwillige Beiträge 
während einer Beschäftigung im Ausland berück
sichtigt werden. 

c) Arbeitslosengeld 

Arbeitslosengeld gebührt Arbeitnehmern im Falle 
einer unfreiwilligen Arbeitslosigkeit für die Dauer 

von höchstens 1 56 Tagen in der Höhe des 
.. Krankengeldes. 

Anspruchsvoraussetzungen : wie für Mutter
schaftsbeihilfe, wobei aber nur Beiträge als Arbeit
nehmer sowie freiwillige Beiträge während einer 
Beschäftigung im Ausland ab der sechsten Woche 
berücksichtigt werden. 

d) Invaliditätspension 

Die Invaliditätspension gebührt bei dauernder 
Erwerbsunfähigkeit ab dem 7. Monat der Erwerbs
unfähigkeit. 

Der Grundbetrag der Invaliditätspension beträgt 
60% des Durchschnitts der versicherten Grundein
künfte vor der Vollendung des 16.  Lebensjahres 
(frühestens vom 5. Oktober 1 964) bis zum Eintritt 
der Invalidität und erhöht sich um ein Drittel für 
den erstenAngehörigen und je ein Sechstel für den 
zweiten und dritten Angehörigen. 

Die Zusatzpension beträgt 1/>2 von 1 ,5% der 
gesamten versicherten Einkünfte im oberen Band . .  

Anspruch auf Invaliditätspension besteht, wenn 
Beiträge in mindestens drei Jahren von 
versicherten Einkünften im unteren Band in 
der Höhe von mindestens dem 1 56fachen des 
wöchentlichen Grundbetrages gezahlt wur
den, 
Beiträge in der Höhe des 20fachen der 
Grundeinkünfte im letzten Beitragsjahr (oder 
durchschnittlich des 20fachen in den letzten 
beiden Beitragsjahren) gezahlt oder gutge
schrieben wurden und 
der Durchschnitt der gezahlten oder gutge
schriebenen Beiträge im unteren Band vor der 
Vollendung des 16;  Lebensjahres (frühestens 
vom 5. Oktober 1964) bis zum Eintritt der 
Invalidität mindestens ein Viertel der Grund
einkünfte beträgt. 

Für die Anspruchsvoraussetzungen werden die 
Beiträge als Arbeitnehmer und als selbständig 
Erwerbstätiger sowie die freiwilligen Beiträge 
während einer Beschäftigung im Ausland berück
sichtigt. 

Wurde die Invalidität durch einen Unfall 
verursacht, besteht Anspruch, wenn die Anspruchs
voraussetzungen für das Krankengeld erfüllt sind. 

e) Alterspension 

Die Alterspension gebührt ab dem 65. Lebensjahr 
für Männer und dem 63. Lebensjahr für Frauen, 
ohne daß die Aufgabe der Erwerbstätigkeit 
erforderlich ist. Bergleute, die nicht mehr im 
Bergbau tätig sind, können die Alterspension für 
jeweils fünf Jahre einer Bergbautätigkeit um ein Jahr 
früher in Anspruch nehmen (frühestens ab dem 
60. Lebensjahr). 
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Die Alterspension gebührt in der Höhe der 
Invaliditätspension. 

Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen der 
ersten und dritten Anspruchsvoraussetzung für die 
Invaliditätspension, wobei aber · alle freiwilligen 
Beiträge berücksichtigt werden. 

Besteht kein Anspruch auf Alterspension, so 
gebührt eine einmalige Abfindung. 

Eine Witwe kann die Berücksichtigung des 
Versicherungsverlaufes des verstorbenen Ehegatten 
in Anspruch nehmen, wenn diese günstiger ist. 
Besteht Anspruch auf Witwen- und Alterspension, 
wird die Alterspension in bestimmten Grenzen um 
den Betrag de.r Witwenpension erhöht. 

f) Wi�en(Witwer)pension 

Die Witwen(Witwer)pension gebührt der Witwe 
und unter bestimmten Voraussetzungen dem 
Witwer, wenn der (die) verstorbene Versicherte 
zum Zeitpunkt des Todes die Anspruchsvorausset
zungen für die Alterpension erfüllt. 

Wurde der Tod durch einen Unfall verursacht, 
besteht Anspruch, wenn die Anspruchsvorausset
zungen für die Mutterschaftsbeihilfe erfüllt sind, 
wobei aber auch freiwillige Beiträge berücksichtigt 
werden. 

Der Grundbetrag der Witwen(Witwer)pension 
gebührt in der Höhe des Grundbetrages der 
Invaliditätspension. Der Zusatzbetrag beträgt 60% 
des Zusatzbetrages der Invaliditäts- oder Alterspen
sion, auf die der (die) verstorbene Versicherte 
Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte. 

Ist nur die erste der beiden Anspruchsvorausset
zungen erfüllt, gebührt eine Abfindung. 

Bei Wiederverheiratung gebührt eine Abfertigung 
in der Höhe einer Jahrespension. 

g) Waisenpensionen 

Die Waisenpension gebührt Vollwaisen oder 
Halbwaisen, wenn der überlebende Ehegatte keinen 
Anspruch auf eine Witwen(Witwer)pension hat, bis 
zur Vollendung des 1 5. Lebensjahres (des 23. bzw. 
25. Lebensjahres für weibliche bzw. männliche 
Waisen bei- Schul- oder Berufsausbildung, unbe
schränkt bei Erwerbsunfähigkeit) . 

Der Grundbetrag der Waisenpension für eine 
Vollwaise beträgt 40% der versicherten Grundein
künfte. Der Zusatzbetrag beträgt 50% der Witwen
pension, jedoch höchstens 1 00% bei mehr als zwei 
Vollwaisen. 

Die Waisenpension für Halbwaise beträgt 20% 
der versicherten Grundeinkünfte für eine Waise, 
30% für zwei Waisen und 40% für drei oder mehr 
Waisen. 

h) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank
heiten 

Anspruch auf Leistungen besteht für Arbeitneh
mer, die auf Grund eines Arbeitsunfalles oder einer 
Berufskrankheit vorübergehend oder dauernd er
werbsunfähig sind, oder im Falle ihres Todes deren 
Hinterbliebene. 

Arbeitsunfähigkeitsleistung gebührt bei vorüber
gehender Arbeitsunfähigkeit in der Höhe . des 
Krankengeldes bis zur Dauer von zwölf Monaten. 

Versehrtenleistung gebührt bei einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von mindestens 1 0% (1 % bei 
Pneumokoniose). Der Basisbetrag beträgt bei 
100%iger Minderung 60% der versicherten Grund
einkünfte und erhöht sich um ein Drittel für einen 
Angehörigen und ein Sechstel für den zweiten und 
dritten Angehörigen. Der Zusatzbetrag beträgt 60% 
des Durchschnitts der versicherten Einkünfte des 
zweiten Bandes in den letzten zwei Jahren vor 
Eintritt des Versicherungsfalles. Bei geringerer 
Erwerbsminderung gebührt die Versehrtenleistung 
in entsprechender Höhe, bei einer Erwerbsminde
rung zwischen 1 0% und 1 9% gebührt eine 
Abfindung in der Höhe zwischen 732 Pfund und 
1 093 Pfund. 

Hilflosenbeihilfe gebührt bei dauernder Pflegebe
dürftigkeit in der Höhe von 1 0,93 Pfund wöchent
lich. 

Witwen(Witwer)pension gebührt der Witwe und 
unter bestimmten Voraussetzungen dem Witwer. 
Der Grundbetrag entspricht dem Grundbetrag der 
Versehrtenrente bei 1 00%iger Erwerbsminderung. 
Der Zusatzbetrag beträgt 60% des Zusatzbetrages 
der Versehrtenleistung bei 1 OO%iger Erwerbsminde
rung. 

Waisenleistungen gebühren Waisen in dem 
Umfang und in der Höhe wie die gewöhnliche 
Waisenleistung. 

Elternbeihilfe gebührt den unterhaltsberechtigten 
Eltern, wenn keine sonstigen Hinterbliebenen 
vorhanden sind, und besteht aus einem Grundbetrag 
von 40% der versicherten Grundeinkünfte für jeden 
Elternteil und einem Zusatzbetrag von 30% des 
Zusatzbetrages der Versehrtenleistung bei 1 00%iger 
Erwerbsminderung. 

Sachleistungen werden im erforderlichen Ausmaß 
von den öffentlichen Spitälern und Einrichtungen 
auf Kosten des Sozialversicherungsfonds erbracht. 

11. BESONDERER TEIL 

Die einzelnen Regelungen des Abkommens 
entsprechen weitestgehend den in letzter Zeit von 
Österreich mit anderen Vertragsstaaten geschlosse
nen Abkommen, wie zB mit Finnland (BGBl. 
Nr. 349/1987) und Irland (BGBl. Nr. 486/ 1989) 
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sowie im Hinblick auf eine sehr ähnliche innerstaat
liche Rechtslage in Zypern und Großbritannien, in 
einzelnen Bereichen insbesondere auch dem Ab
kommen mit Großbritannien in der Fassung des 
Zusatzabkommens (BGBI. Nr. 1 1 7/ 1 9 8 1  und BGBI. 
Nr. 436/1987). 

Zu Art. 1 :  

Dieser Artikel enthält die in allen von Österreich 
geschlossenen Abkommen über Soziale Sicherheit 
üblichen Begriffsbestimmungen. 

Zu Art. 2 :  

Der im Abs. 1 normierte sachliche Geltungsbe
reich des Abkommens entspricht dem Großteil der 
von Österreich geschlossenen Abkommen über 
Soziale Sicherheit und umfaßt auf österreichischer 
Seite im Bereich der Kranken-, Unfall- und 
Pensionsversicherung die Systeme sowohl der 
unselbständig als auch der selbständig Erwerbstäti
gen sowie das Arbeitslosengeld. 

Auf zypriotischer Seite werden die entsprechen
den Zweige und Leistungen erfaßt. 

Die Abs. 2 und 3 entsprechen den in den anderen 
von Österreich geschlossen Abkommen vorgesehe
nen Regelungen. 

Zu Art. 3 :  

Dieser Artikel legt den persönlichen Geltungsbe
reich des Abkommens fest, der wie zB die 
Abkommen mit Großbritannien und Irland ohne 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit alle Perso
nen, die nach den Rechtsvorschriften eines oder 
beider Vertragsstaaten versichert sind oder waren, 
sowie deren Angehörige und Hinterbliebene um
faßt. 

Zu Art. 4:  

Die im Abs. 1 festgelegte Gleichbehandlung der 
beiderseitigen Staatsangehörigen entspricht in Ver
bindung mit den im Abs. 3 vorgesehenen Ausnah
men den entsprechenden Regelungen in den 
anderen von Österreich geschlossenen Abkommen 
über Soziale Sicherheit. 

Durch die Bestimmungen des Abs. 2 wird 
sichergestellt, daß die Staatsangehörigen beider 
Staaten auch hinsichtlich des Exportes von Leistun
gen in Drittstaaten gleich behandelt werden. 

Die im Abs. 4 vorgesehene Regelung sieht 
entsprechend der Neufassung des Anhanges VII 
Abschnitt I Abs. 3 zum Europäischen Abkommen 
über Soziale Sicherheit, BGBI. Nr. 658 / 1 990, die 
Berücksichtigung von Kriegsdienstzeiten und diesen 

gleichgehaltenen Zeiten in der österreichischen 
Pensionsversicherung für "Altösterreicher" vor, die 
nunmehr zypriotische Staatsangehörige sind. 

Zu Art. 5 :  

Die im. Abs. 1 normierte Gebietsgleichstellung 
sichert entsprechend den in allen von Österreich 
geschlossenen Abkommen vorgesehenen Regelun
gen den Export der vom sachlichen Geltungsbereich 
des Abkommens erfaßten Leistungen im Bereich der 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung für die 

. Staatsangehörigen der beiden Vertragsstaaten sowie 
für deren Angehörige und Hinterbliebenen. 

. 

Wie in allen Abkommen ist die Ausgleichszulage 
aus der österreichischen Pensionsversicherung vom 
Export ausgenommen (Abs. 2) . 

Zu den Art. 6 bis 9 :  

Diese Bestimmungen regeln die sich aus der 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit ergebende Versi
cherungspflicht, wobei entsprechend den von 
Österreich geschlossenen Abkommen über Soziale 
Sicherheit grundsätzlich auf das Territorialitätsprin
zip abgestellt wird (Art. 6). 

Art. 7 sieht in den Abs. 1 und 2 die in allen 
Abkommen über Soziale Sicherheit enthaltenen 
Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip für entsen
dete Dienstnehmer sowie im Abs. 3 eine ergänzende 
Zuordnungsregelung für die Beschäftigung auf 
Seeschiffen vor. Die im Abs. 2 vorgesehene 
unbefristete Entsenderegelung ist wie im Großteil 
der von Österreich geschlossenen Abkommen (siehe 
zB Art. 7 Abs. 2 des Abkommens mit Irland) auf 
Luftfahrtunternehmen eingeschränkt. 

Art. 8 sieht Sonderregelungen für den Bereich des 
öffentlichen Dienstes vor und entspricht dem Art. 8 
des Abkommens mit Irland. 

Art. 9 enthält die in allen Abkommen über Soziale 
Sicherheit vorgesehene Ausnahmemäglichkeit und 
entspricht dem Art. 9 des Abkommens mit Irland. 

Zu Art. 10:  

Ähnlich wie in Großbritannien hat Zypern mit 
Einführung des neuen Systems ab 6. Oktober 1 980 
seine Rechtslage dahingehend geändert, daß als 
allgemeine Anspruchsvorausset;z,ung nicht mehr die 
Erfüllung einer bestimmten Wartezeit durch Versi
cherungszeiten vorgesehen ist, sondern daß der 
Leistungsanspruch davon abhängt, daß für jede 
Leistung die jeweils näher festgelegten Beiträge in 
der Höhe eines bestimmten Vielfachen des wö
chentlichen Grundbetrages der versicherten Ein
künfte gezahlt wurden. 
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Entsprechend dem Art. 1 0  des Abkommens mit 
Großbritannien sehen daher die Bestimmungen des 
vorliegenden Artikels die Umrechnung der österrei
chischen Versicherungszeiten in versicherte Ein
künfte nach den zypriotischen Rechtsvorschriften 
und umgekehrt vor. Gleichzeitig erfolgt auch eine 
Umrechnung der österreichischen Versicherungs
monate in zypriotische Wochen und umgekehrt, 
wobei entsprechend den im Bereich des Europäi
schen Abkommens über Soziale Sicherheit gelten
den Regelungen ein Monat 26 Tagen entspricht 
bzw. sechs Tage einer Woche entsprechen und 
ergänzend klargestellt wird, daß Resitage als ein 
ganzer Monat zu berücksichtigen sind. 

Zu Art. 1 1 :  

Die Regelungen betreffend Krankheit urid 
Mutterschaft entsprechen im wesentlichen Art. 1 1  
des Abkommens mit Großbritannien und tragen der 
besonderen Rechtslage in Zypern Rechnung, nach 
der wie in Großbritannien für einen Leistungsan
spruch nicht das Bestehen einer Versicherung im 
Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherungsfalles, 
sondern im wesentlichen die Entrichtung von 
bestimmten Mindestbeiträgen im zuletzt vörange
gangenen Beitragsjahr ( = Kalenderjahr) maßge
bend ist. 

Hinsichtlich der im Abs. 1 vorgesehenen Berück
sichtigung der im anderen Vertragsstaat zurückge
legten Versicherungs zeiten ist zu bemerken, daß 
sich die Regelung im österreichischen Rechtsbereich 
auch ' auf den Anspruch auf Sachleistungen bezieht 
(insbesondere in bezug auf die Wartezeit nach § 1 2 1  
Abs. 1 ASVG für Selbstversicherte bzw. deren 
Entfall nach Abs. 2 leg.ciL). Zu den Bestimmungen 
der Abs. 2 und 3 ist ergänzend festzuhalten, daß 
hiedurch praktisch nur ein zypriotischer Anspruch 
auf Kranken- bzw. Wochengeld für den Fall 
ausgeschlossen wird, daß zuletzt keine aktuelle 
Versicherung in Zypern bestanden hat. 

Zu den Art. 12 bis 1 5 :  

Die den Bereich der Arbeitsunfälle und Berufs
krankheiten betreffenden Regelunge'n sehen neben 
der unilateral für die zypriotische Seite geltenden 
Bestimmungen des Art. 1 2  primär im Art. 1 3  die 
erforderliche Zuordnung der Leistungspflicht bei 
Berufskrankheiten in Kollissionsfällen entsprechend 
den anderen von Österreich geschlossenen Abkom
men (zB. Art. 23 des Abkommens mit Finnland) an 
den zuletzt zuständigen Versicherungsträger vor. 
Darüber hinaus ist unter Berücksichtigung der in 
diesem Bereich geltenden zypriotischen Rechtslage 
eine aushilfsweise Sachleistungsgewährung zu La
sten des zuständigen V ersicherungstr�gers vorgese
hen (Art. 1 4  und 1 5, die praktisch wörtlich den 
Art. 2 1  und 22 des Abkommens mit Finnland 
entsprechen) . 

Zu den Art. 16 bis 1 9 :  

Diese Bestimmungen betreffen die Gewährung 
von Leistungen aus der österreichischen bzw. 
zypriotischen Pensionsversicherung und entspre
chen praktisch wörtlich den im Verhältnis zu den 
anderen Vertragsstaaten Österreichs in jüngster 
Zeit getroffenen Regelungen (zB Art. 10 bis 1 3  des 
Abkommens mit Irland), wobei Art. 1 0  die bilatera
len Regelungen betreffend die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten und die Mindestdauer der 
Versicherungszeiten für die Gewährung von Lei
stungen enthält, während die Art. 1 7  und 1 8  die 
unilateralen österreichischen und Art. 1 9  die unila
teralen zypriotischen Berechnungsregelungen vor
sehen. Wie alle von Österreich geschlossenen 
Abkommen ist hiebei die Berechnung der österrei
chischen Leistungen generell nach der pro-rata
temporis-Methode vorgesehen, während auf zy
priotischer Seite grundsätzlich die innerstaatlich 
gebührende ,Leistung zu gewähren ist (Art. 1 9  
Abs. 1 )  und in den Fällen, in denen nur auf Grund 
der Zusammenrechnung der beiderseitigen Versi
cherungszeiten ein Leistungsanspruch gegeben ist, 
lediglich eine Proratisierung der Grundleistung 
vorgesehen ist (Art. 1 9  Abs. 2) . Die Abs. 3 bis 5 des 
Art. 19 enthalten die erforderlichen ergänzenden 
Regelbestimmungen für die zypriotische' Seite. 

Zu Art. 20 : 

Die Regelungen im Bereich der Arbeitslosenversi
cherung, die sich auf österreichischer Seite aus
schließlich auf das Arbeitslosengeld beziehen (siehe 
Art. 2 Abs .  1 Z 1 lit. d), tragen wie hinsichtlich des 
Bereiches der Krankenversicherung der besonderen 
Rechtslage in Zypern Rechnung und entsprechen 
den Art. 13 und 14 des Abkommens mit Großbritan
nien, wobei lediglich die dort jeweils unilateralen 
Regelungen betreffend die Berücksichtigung der im 
anderen Vertragsstaat zurückgelegten Beschäfti
gungszeiten im Verhältnis zu Zypern bilateral 
gefaßt werden konnten. 

Zu den Art. 21 bis 2 7 :  

Die in  diesen Artikeln enthaltenen verschiedenen 
Bestimmungen betreffend die Durchführung des 
Abkommens entsprechen grundsätzlich den in allen 
von Österreich geschlossenen Abkommen über 
Soziale Sicherheit enthaltenen Regelungen (siehe 
zB Art. 29 bis 35 des Abkommens mit Finnland), 
wobei gegenüber dem Abkommen mit Finnland 
auch eine ergänzende Regelung betreffend den 
möglichen Direktverkehr mit den Beteiligten 
vorgesehen ist (Art. 2 1  Abs. 5) und über zyprioti� 
sehen Wunsch die Leistungserbringung auch in 
einer anderen frei konvertierbaren Währung er
möglicht wird (Art. 25 Abs. 1 ) .  

Zu den Art. 28 bis 30 :  

Diese Artikel enthalten die üblichen Übergangs
und Schlußbestimmungen (siehe zB Ar,t. 2 1  bis 23 
des Abkommens mit Irland) . 
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